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A. Problem 

1. Die Kommission für die Reform des Auswärtigen Dienstes hat 
1971 in ihrem Bericht durchgreifende und strukturelle Reform-
maßnahmen für diesen Dienst gefordert. Die fortbestehende 
Notwendigkeit umfassender Reformen wurde durch eine vom 
Deutschen Bundestag 1985 durchgeführte Anhörung überzeu-
gend bestätigt. Die Bundesregierung konnte in fünf Reformbe-
richten zwar auf punktuelle Verbesserungen der personellen 
und sachlichen Ausstattung des Auswärtigen Dienstes verwei-
sen, mußte aber insgesamt einräumen, daß grundlegende Re-
formen allein in der Zuständigkeit des Auswärtigen Amtes nicht 
verwirklicht werden können. In der parlamentarischen Diskus-
sion wurde daraus die Schlußfolgerung gezogen, daß der beste-
hende Problemstau im Geschäftsbereich des Auswärtigen Am-
tes wirksam nur über ein Gesetz abgebaut werden kann. Mit 
seiner Entschließung vom 24. November 1988 forde rt  der Deut-
sche Bundestag die baldige Einbringung eines Gesetzes über 
den Auswärtigen Dienst. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland bedarf wegen ihrer geografi-
schen und historischen Situation, wegen ihrer Außenhandelsin-
teressen und angesichts ihrer auf f riedlichen Ausgleich in allen 
Teilen der Welt, auf Integration im Westen und auf Ausgleich 
mit dem Osten gerichteten Außenpolitik eines besonders enga-
gierten und leistungsfähigen Auswärtigen Dienstes. Diesem 
Dienst werden immer neue und erweiterte Aufgaben gestellt. 
Die Lebens- und Arbeitsbedingungen für seine Angehörigen 
und ihre Familien sind in vielen Teilen der Welt schwerer ge-
worden. Das Auswärtige Amt muß in die Lage versetzt werden, 
seine Aufgaben sowie seine Verpflichtungen gegenüber seinen 
Bediensteten und deren Familien den besonderen Bedingun-
gen des Auslandseinsatzes entsprechend in eigener Zuständig-
keit zu erfüllen. 
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B. Lösung 

Ein Gesetz über den Auswärtigen Dienst schafft eine Rechtsgrund-
lage für den Auswärtigen Dienst der Bundesrepublik Deutschland, 
wie sie in allen vergleichbaren Staaten besteht. Es faßt die beste-
henden gesetzlichen Regelungen zusammen und präzisiert sie für 
die besonderen Verhältnisse im Ausland. Durch eine Neuordnung 
der Zuständigkeiten wird dem Auswärtigen Amt im Rahmen eines 
auch weiterhin einheitlichen Dienstrechts die seiner Sachkompe-
tenz entsprechende Initiativzuständigkeit für die Regelung aus-
landsbezogener Sachverhalte übertragen. Damit soll auch die Für-
sorge für die Bediensteten und ihre Familien im Ausland so aus-
gestaltet werden, daß den tatsächlichen Belastungen und Gefähr-
dungen wirksam Rechnung getragen werden kann. 

Die Ehepartner sollen als Anerkennung ihrer Sonderopfer und 
ihrer Leistungen zugunsten des Gesamtauftrages des Auswärtigen 
Dienstes einen Ehepartnerzuschlag erhalten. Ihnen werden künf-
tig eigene Ansprüche auf die Leistungen des Dienstherrn zuste-
hen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

45,7 Mio. DM 
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Entwurf eines Gesetzes über den Auswärtigen Dienst (GAD) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

ERSTER TEIL 

Gesetz über den Auswärtigen Dienst (GAD) 

§ 1 

Aufgaben 

(1) Der Auswärtige Dienst nimmt die auswärtigen 
Angelegenheiten des Bundes wahr und pflegt die Be-
ziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu aus-
wärtigen Staaten, zwischenstaatlichen und suprana-
tionalen Organisationen. Er dient 

einer dauerhaften, f riedlichen und gerechten Ord-
nung in Europa und zwischen den Völkern der 
Welt, 

der Wahrung der unverletzlichen und unveräußerli-
chen Menschenrechte als Grundlage jeder menschli-
chen Gemeinschaft, 

der Achtung und Fortentwicklung des Völkerrechts. 

(2) Aufgabe des Auswärtigen Dienstes ist es insbe-
sondere, 

die Interessen der Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland zu vertreten, 

die auswärtigen Beziehungen auf politischem, wirt-
schaftlichem, entwicklungspolitischem, kulturellem, 
wissenschaftlichem, technologischem, umweltpoliti-
schem und sozialem Gebiet zu pflegen und zu för-
dern, 

mit ausländischen Staaten und internationalen Orga-
nisationen zu verhandeln, 

die Bundesregierung über Verhältnisse und Entwick-
lungen im Ausland zu unterrichten und außenpoliti-
sche Entscheidungen vorzubereiten, 

Deutschen im Ausland Hilfe und Beistand zu lei-
sten, 

bei der Gestaltung der Beziehungen im internationa-
len Rechtswesen und bei der Entwicklung der inter-
nationalen Rechtsordnung mitzuarbeiten, 

im Ausland über die Bundesrepublik Deutschland zu 
informieren und die außenpolitische Beziehungen be-
treffenden Tätigkeiten deutscher öffentlicher Stellen 
im Ausland zu koordinieren. 

(3) Der Auswärtige Dienst erfüllt die ihm durch das 
Konsulargesetz übertragenen Aufgaben. 

(4) Der Auswärtige Dienst unterstützt den Bundes-
präsidenten, den Bundestag, den Bundesrat sowie die 

Bundesländer im Rahmen ihrer internationalen Bezie-
hungen. 

§2 

Stellung und Leitung des Auswärtigen Dienstes 

(1) Der Auswärtige Dienst besteht aus dem Auswär-
tigen Amt und den Auslandsvertretungen, die zusam-
men eine oberste Bundesbehörde bilden. 

(2) Der Bundesminister des Auswärtigen leitet den 
Auswärtigen Dienst und regelt seinen organisatori-
schen Aufbau. 

(3) Die Auslandsvertretungen erfüllen ihre Aufga-
ben nach Maßgabe des Völkerrechts und der inner-
staatlichen Gesetze und Vorschriften. Ihnen obliegt 
die Koordinierung der in ihrem Amtsbezirk in deut-
schem amtlichem Auftrag ausgeübten Tätigkeiten. 

(4) In einem auswärtigen Staat ist der Botschafter 
der persönliche Vertreter des Bundespräsidenten ge-
genüber dem Staatsoberhaupt. 

(5) Der Bundesminister des Auswärtigen kann Ver-
einbarungen mit anderen Staaten, insbesondere der 
Europäischen Gemeinschaft, über die Errichtung ge-
meinsamer Auslandsvertretungen in Drittstaaten 
schließen. Angehörige der Auswärtigen Dienste an-
derer Staaten, die an diesen gemeinsamen Auslands-
vertretungen tätig sind, können nach Maßgabe des 
Konsulargesetzes ermächtigt werden, Amtshandlun-
gen mit Wirkung für und gegen die Bundesrepublik 
Deutschland vorzunehmen. 

§3 

Personaleinsatz 

(1)Die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes sind 
im Wechsel im Auswärtigen Amt und an den Aus-
landsvertretungen tätig. 

(2) Für den Auswärtigen Dienst besteht ein einheit-
licher Stellenplan, für den die für oberste Bundesbe-
hörden geltenden Obergrenzen Anwendung finden. 

(3) Durch eine Personalreserve von mindestens 
8 vom Hundert der Stellen und Planstellen wird ge-
währleistet, daß dem Auswärtigen Dienst im Inland 
wie im Ausland die zur Erfüllung seiner Aufgaben, zur 
sachgerechten Personalplanung und für einen Perso-
nalaustausch mit inländischen und ausländischen 
Einrichtungen erforderliche personelle Ausstattung 
zur Verfügung steht. 

(4) Die Personalreserve soll insbesondere ermögli-
chen: 
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die angemessene Vorbereitung der Bediensteten auf 
ihren jeweiligen Einsatz im Ausland einschließlich der 
sprachlichen und landeskundlichen Aus- und Fortbil-
dung; 

die sachgerechte Übergabe der Dienstgeschäfte; 

die Überbrückung längerfristiger Vakanzen durch 
Heimaturlaub und Krankheit; 

den Ausgleich bei vorübergehend eingeschränkter 
Verwendungsfähigkeit von Bediensteten; 

die Wahrnehmung zusätzlicher Aufgaben bei interna-
tionalen Konferenzen sowie die vorübergehende Ver-
stärkung von Arbeitseinheiten des Auswärtigen Am-
tes und der Auslandsvertretungen bei besonderen Be-
lastungen; 

die im dienstlichen Interesse liegende Entsendung in 
wissenschaftliche Institutionen, Unternehmen und 
Verbände der Wirtschaft, Gewerkschaften sowie zwi-
schenstaatliche Einrichtungen und andere Auswär-
tige Dienste befreundeter Länder. 

§4 

Ausstattung und Inspektion 

(1) Organisation und Ausstattung des Auswärtigen 
Dienstes sind dem Wandel der Aufgaben und den 
Lebensbedingungen im Ausland anzupassen. 

(2) Die Inspekteure des Auswärtigen Dienstes über-
prüfen regelmäßig die Organisation, Ausstattung und 
Aufgabenerfüllung durch die Auslandsvertretungen 
und die Lebensbedingungen der Bediensteten. Sie 
achten auf die Einhaltung der Vorschriften und eine 
kostenwirksame Aufgabenerfüllung. Sie beraten die 
Auslandsvertretungen in Fragen der Organisation so-
wie der Führung und Zusammenarbeit. Sie schlagen 
Maßnahmen im Einzelfall oder allgemeine Neurege-
lungen vor. 

(3) Die Inspekteure unterstehen unmittelbar der 
Leitung des Auswärtigen Amtes. 

§5 

Vermögensverwaltung, Grundstückserwerb 
und Baumaßnahmen 

(1) Die Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaus-
haltsordnung über den Erwerb, die Verwaltung und 
Veräußerung von Grundstücken und Vermögensge-
genständen sollen den besonderen Erfordernissen im 
Ausland Rechnung tragen. Sie werden vom Bundes-
minister der Finanzen im Einvernehmen mit dem Aus-
wärtigen Amt erlassen. 

(2) Das Auswärtige Amt erläßt für Baumaßnahmen 
der Vertretungen des Bundes im Ausland im Beneh-
men mit dem Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau Verwaltungsvorschriften für die 
Durchführung von Bauaufgaben im Ausland. 

(3) Das Auswärtige Amt kann Bauvorhaben im Aus-
land bis zu einem im Benehmen mit dem Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau  

festzulegenden Volumen in eigener Verantwortung 
durchführen. 

§6 

Rechtsstellung der Angehörigen 
des Auswärtigen Dienstes 

(1) Die Beamten und Beamtinnen des Auswärtigen 
Dienstes sind Bundesbeamte und -beamtinnen. Sie 
unterliegen den für Bundesbeamte und -beamtinnen 
geltenden Vorschriften, soweit nicht in diesem Gesetz 
etwas anderes bestimmt ist. Die Rechtsverhältnisse 
der Angestellten, Arbeiter und Arbeiterinnen richten 
sich nach den für sie geltenden Tarifverträgen. 

(2) Die Angehörigen des mittleren, gehobenen und 
höheren Auswärtigen Dienstes werden im Rahmen 
des Vorbereitungsdienstes in besonderen Ausbil-
dungsgängen auf ihren Einsatz im Auswärtigen Amt 
und den Auslandsvertretungen vorbereitet. 

(3) Angehörige des Auswärtigen Dienstes können 
mit ihrer Zustimmung im Rahmen des Austausches in 
auswärtigen Diensten anderer Staaten und in zwi-
schen- und überstaatlichen Einrichtungen eingesetzt 
werden. 

§7 
Besondere Pflichten der Beamten und Beamtinnen 

des Auswärtigen Dienstes 

(1)Über die allgemeinen Pflichten des Beamten und 
der Beamtin hinaus sollen sich die Angehörigen des 
Auswärtigen Dienstes im Ausland so verhalten, wie es 
ihr Auftrag und das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland erfordern. 

(2) Die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes, die 
bei ihrer Einstellung uneingeschränkt versetzungsfä-
hig sein müssen, sind grundsätzlich verpflichtet, sich 
für eine Verwendung an allen Dienstorten bereitzu-
halten. 

(3) Die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes sind 
verpflichtet, im Ausland auch außerhalb der regelmä-
ßigen Arbeitszeit der Vertretung dienstliche Aufga-
ben wahrzunehmen. Hierzu gehört auch die Pflege 
der notwendigen Kontakte und die dienstlich ange-
ordnete Betreuung deutscher Staatsangehöriger. 

§8 
Fürsorge und Schutz 

Der Dienstherr sorgt für die Bediensteten und ihre 
Familien so, wie es die besonderen Gegebenheiten 
des Auslandsdienstes erfordern. Er sorgt insbeson-
dere dafür, daß ihnen aus dem Auslandseinsatz keine 
Nachteile entstehen. Unvermeidbare Sonderbela-
stungen sind auszugleichen. 
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§9 
Rechtsstellung der Ehepartner/innen und 

Familienangehörigen 

(1) Es liegt im Interesse des Auswärtigen Dienstes, 
daß die Ehepartner/innen und Familien die ins Aus-
land entsandten Bediensteten begleiten. 

(2) Die Ehepartner/innen sind bei der Mitwirkung 
an dienstlichen Aufgaben zu unterstützen und gegen 
die mit dem Auslandseinsatz verbundenen Risiken 
eigenständig wie Bedienstete selbst abzusichern. 

(3) Für berufstätige Ehepartner/innen von Angehö-
rigen des Auswärtigen Dienstes und solchen, die auf-
grund eines früheren Arbeitsverhältnisses freiwillige 
Beiträge zur Altersversorgung entrichten, entrichtet 
das Auswärtige Amt während des dienstlich beding-
ten Auslandsaufenthalts die Beiträge zur Alters- und 
Arbeitslosenversicherung. 

(4)Die Kinder sind in ihrer vorschulischen und schu-
lischen Erziehung, Ausbildung und Entwicklung so zu 
fördern, daß Nachteile in ihrer persönlichen Entwick-
lung nach Möglichkeit vermieden oder ausgeglichen 
werden. Höhere als die im Inland gewöhnlich anf al-
lenden Kosten sind zu erstatten. 

(5) Auf Leistungen in der Erfüllung der Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn haben die Ehepartner/innen 
und Familienangehörigen eigene Ansprüche. 

§ 10 

Auslandsumzüge und Auslandsdienstreisen 

Die für Auslandsumzüge und Auslandsdienstreisen 
erforderlichen Regelungen werden nach den Grund-
sätzen des Bundesumzugskostengesetzes und des 
Bundesreisekostengesetzes durch Rechtsverordnun-
gen des Bundesministers des Auswärtigen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Bundesminister des Innern getroffen. 

§ 11 

Wohnungsfürsorge 

(1) Die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes er-
halten einen Zuschuß zu den Kosten ihrer Wohnung, 
die ihren Aufgaben, ihren Familien und den örtlichen 
Verhältnissen angemessen ist. Der von ihnen aus ei-
genen Mitteln zu bestreitende Anteil der Wohnkosten 
soll die durchschnittlichen Aufwendungen für Wohn-
zwecke im Inland nicht übersteigen. Voraussetzun-
gen und Höhe des Anspruchs regelt der Bundesmini-
ster des Auswärtigen im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister der Finanzen. 

(2) Angehörige des Auswärtigen Dienstes können 
im Ausland zum Bezug einer angemessenen Dienst-
wohnung angewiesen werden. Der Bundesminister 
des Auswärtigen legt im Benehmen mit dem Bundes-
minister der Finanzen Grundsätze für Dienstwohnun-
gen im Ausland für Angehörige des Auswärtigen 
Dienstes fest.  

§ 12 

Besoldung und Zulagen 

(1) Angehörige des Auswärtigen Dienstes erhalten 
im Ausland zu ihren Inlandsbezügen zum Ausgleich 
der materiellen und immateriellen Belastungen einen 
Auslandszuschlag nach den Vorschriften des Bundes-
besoldungsgesetzes. 

(2) Ehepartnern und Ehepartnerinnen der Bedien-
steten wird, wenn sie mit diesen am ausländischen 
Dienstort zusammen wohnen, für entgangene Berufs-
chancen, als Ausgleich für die Belastungen des Aus-
landsaufenthaltes und für die Mitwirkung an dienstli-
chen Aufgaben ein Ehepartnerzuschlag gewährt. Die-
ser Zuschlag be trägt 15 vom Hundert der Auslandsbe-
züge und wird mindestens nach der Besoldungs-
gruppe A 9 (12), höchstens nach der Besoldungs-
gruppe A 16 (12), bemessen. Bei Berufs- oder Er-
werbstätigkeit des Ehepartners am Dienstort kann der 
Zuschlag bis zu 90 vom Hundert gekürzt werden. Bei 
Rückversetzung ins Inland wird der im Ausland zu-
letzt gewährte Ehepartnerzuschlag bis zur Aufnahme 
einer beruflichen Tätigkeit weitergezahlt, höchstens 
jedoch für die Dauer von zwölf Monaten. 

(3) Angehörige des Auswärtigen Dienstes sollen 
über die für die jeweilige Laufbahn erforderlichen 
Sprachkenntnisse hinaus weitere Fremdsprachen er-
lernen. Erwerb oder Erhaltung von Sprachkenntnis-
sen werden vom Auswärtigen Amt durch die Gewäh-
rung von Zuschüssen und Sprachenzulagen geför-
dert. 

§ 13 

Nichtentsandte Beschäftigte 

(1) Die Rechtsverhältnisse der nichtentsandten Be-
schäftigten deutscher Staatsangehörigkeit werden 
durch Tarifverträge geregelt. 

(2) Die Vergütung und Entlohnung nichtentsandter 
deutscher Beschäftigter soll, unter Berücksichtigung 
zwingenden örtlichen Arbeitsrechts und unbeschadet 
der jeweils gültigen deutschen Tarifverträge, die orts-
übliche Entlohnung vergleichbarer Tätigkeiten nicht 
unterschreiten. Die deutschen nichtentsandten Be-
schäftigten erhalten Beihilfen bei Krankheits-, Ge-
burts- und Todesfällen sowie zu den Kosten der vor-
schulischen und schulischen Erziehung ihrer Kinder. 
Eine angemessene Altersversorgung ist zu gewährlei-
sten. 

(3) Die Arbeitsverhältnisse nichtentsandter Be-
schäftigter ausländischer Staatsangehörigkeit werden 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Aus-
landsvertretungen, unter Beachtung des Rechts des 
Gastlandes und in Anlehnung an ortsübliche Entloh-
nungsmaßstäbe gestaltet. Angemessene soziale Be-
dingungen werden durch Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall, durch die Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, durch Mutter-
schutz sowie eine angemessene Versorgung bei Be-
rufs- und Erwerbsunfähigkeit gewährleistet. 
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§ 14 

Mitwirkung von Gewerkschaften 

Die im Auswärtigen Dienst vertretenen und für den 
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes tariffähigen 
Gewerkschaften sind bei der Vorbereitung allgemei-
ner Regelungen der beamtenrechtlichen Verhältnisse 
zu beteiligen. 

§ 15 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister des Auswärtigen erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal-
tungsvorschrif ten.  

§ 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

ZWEITER TEIL 

Schlußvorschriften 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1985 (BGBl. I S. 479), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 89 Abs. 1 wird durch einen Satz 3 wie folgt er-
gänzt: 

„Der Bundesminister des Auswärtigen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen 
mit dem Bundesminister des Innern den Urlaub der 
im Ausland tätigen Bundesbeamten zu regeln." 

2. Folgender neuer § 190 a wird eingefügt: 

„§ 190a 

Für Beamte des Auswärtigen Dienstes gilt dieses 
Gesetz, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist. " 

Artikel 2 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1986 (BGBl. I

-

S. 2542), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 werden die Worte „Zu- oder Ab-
schläge" durch „Zuschläge" ersetzt. 

b) Satz 2 wird durch folgenden Satz 2 ersetzt: 

„Der Kaufkraftausgleich wird vom Bundesmini-
ster des Auswärtigen im Benehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bundes-
minister des Innern geregelt." 

2. In § 29 wird als Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich

-

rechtlichen Dienstherrn können bei Beamten des 
Auswärtigen Dienstes Tätigkeiten im Dienst von 
in- und ausländischen Einrichtungen der entwick-
lungspolitischen Zusammenarbeit, an denen die 
öffentliche Hand durch Zahlung von Beiträgen 
oder in anderer Weise wesentlich beteiligt ist, so-
wie Tätigkeiten in wirtschaft lichen Unternehmen 
gleichgestellt werden, sofern diese Vortätigkeiten 
für die Aufgabenerfüllung im Auswärtigen Dienst 
förderlich sind. Die Entscheidung trifft das Auswär-
tige Amt."  

3. In § 54 Abs. 1 wird der erste Satz durch folgenden 
Satz ersetzt: 

„§ 7 gilt mit der Maßgabe, daß der Kaufkraftaus-
gleich vom Bundesminister des Auswärtigen im 
Benehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
geregelt wird. " 

4. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wird der erste Halbsatz durch fol-
genden Halbsatz ersetzt: 

„Der Bundesminister des Auswärtigen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
die Dienstorte den Stufen des Auslandszu-
schlags zuzuteilen; ". 

b) In Absatz 6 werden die Worte „Bundesminister 
des Innern und dem" sowie die Worte „bis zur 
Höhe von 750 Deutsche Mark monatlich" ge-
strichen. 

5. § 58 entfällt. 

6. Die Allgemeinen Vorbemerkungen zu den Besol-
dungsordnungen A und B der Anlage I zum Bun-
desbesoldungsgesetz werden durch die folgende 
Nummer 7 a ergänzt: 

„7 a.Zulage für Kanzler an großen Botschaften 

Beamten des Auswärtigen Dienstes der Besol-
dungsgruppen A 13 kann während der Dauer ihrer 
Verwendung als Kanzler an großen Auslandsver-
tretungen eine Funktionszulage bis zur Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Endgrundge-
halt der Besoldungsgruppe des Beamten und dem 
Endgrundgehalt der zweithöheren Besoldungs-
gruppe gewährt werden. 

Näheres regelt der Bundesminister des Auswärti-
gen im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung. " 
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Artikel 3 

Änderung des Bundesumzugskostengesetz 

Das Bundesumzugskostengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 1973 (BGBl. I-
S. 1628), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 15 wird um folgenden Absatz 4 ergänzt: 

„(4) Der Bundesminister des Auswärtigen wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister des Innern die Rechtsverordnung über die 
Zahlung von Trennungsgeld bei Versetzungen und 
Abordnungen vom Inland in das Ausland, im Aus-
land und vom Ausland in das Inland sowie die ent-
sprechenden Richtlinien zu erlassen." 

2. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 2 wird neu eingefügt: 

„(2) Der Bundesminister des Auswärtigen 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern die Rechtsverord-

nung für Auslandsumzüge und die entspre

-

chenden Sondervorschriften zu erlassen." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; in dem 
neuen Absatz entfällt Nummer 3. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 

Bonn, den 14. Juni 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

Die Bundesrepublik Deutschland bedarf aus vielfälti-
gen politischen, wirtschaft lichen, geopolitischen und 
historischen Gründen eines besonders leistungsfähi-
gen Auswärtigen Dienstes zur wirksamen Wahrneh-
mung ihrer außenpolitischen Belange: 

— Die geographische Lage an der Trennungslinie 
zwischen den beiden großen militärischen Bünd-
nissen, die Teilung Deutschlands und die beson-
dere Gefährdung beider deutscher Staaten im 
Falle eines militärischen Konflikts in Mitteleuropa, 
aber auch die deutsche Geschichte vor Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland gebieten einer 
aktiven Friedenspolitik einen besonders engagier-
ten Einsatz für f riedlichen Ausgleich und gewalt-
lose Konfliktlösungen, zuvorderst in Europa, aber 
auch in allen Teilen der Welt. 

— Die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland ist im westlichen Verteidigungsbünd-
nis der Atlantischen Allianz fest verankert. 

— Die Bundesrepublik Deutschland betreibt im Ver-
bund mit der gewachsenen Zahl der Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft eine erfolgrei-
che Politik der europäischen Integration. 

— Eine aktive Ostpolitik und die Förderung des Dia-
logs mit den mittel- und osteuropäischen Staaten 
dienen dazu, Gegensätze abzubauen, Felder des 
Einvernehmens zwischen West und Ost zu definie-
ren, den Warenaustausch zu intensivieren und zur 
Respektierung der Menschenrechte beizutragen. 

— Als größte Außenhandelsnation hat die Bundesre-
publik Deutschland herausragendes Interesse an 
störungsfreien bilateralen und multilateralen Be-
ziehungen sowie an einer wirksamen Interessen-
vertretung in den Gastländern. In vielen Ländern 
der Dritten Welt ist die Bundesrepublik Deutsch-
land einer der wichtigsten Partner im Rahmen der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit. 

— Die Bürger keines anderen Landes sind so reise-
freudig wie die der Bundesrepublik Deutschland, 
sie stellen in vielen Ferienländern den größten Teil 
der Touristen. Mit dem Anwachsen der Touristen-
zahl wächst der Bedarf an konsularischen Hilfelei-
stungen in vielerlei Problem- und Notfällen. 

— Die Zahl der Aussiedler aus den osteuropäischen 
Staaten nimmt sprunghaft zu. Dasselbe gilt bereits 
seit Jahren für die Zahl der Asylsuchenden aus ver-
schiedenen Teilen der Welt. Die Sichtvermerks-
pflicht für die Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland wurde in den letzten Jahren ständig 
erweitert. 

In allen genannten Bereichen hat sich die Aufgaben-
stellung des Auswärtigen Dienstes erweitert. Seine 

personelle und sachliche Ausstattung hat damit nicht 
Schritt gehalten. 

Während der letzten zwei Jahrzehnte sind die Lebens-
und Arbeitsbedingungen in vielen Teilen der Welt 
schwieriger geworden. Verschiedene Regionen wer-
den durch andauernde Krisen, militärische Auseinan-
dersetzungen und Bürgerkriege erschüttert. Die ge-
sundheitlichen Gefährdungen und Belastungen ha-
ben zugenommen. Der Verfall der inneren Sicherheit 
an zahlreichen Dienstorten stellt eine zusätzliche Ge-
fährdung der Bediensteten und ihrer Familienange-
hörigen dar. Von den über 200 Auslandsdienstorten 
des Auswärtigen Amtes verfügen nur ca. 60 über Le-
bensverhältnisse, die mit denen in Mitteleuropa ver-
gleichbar sind. 

Dem Auswärtigen Amt fehlen nach der bisherigen 
Rechtslage die eigenen Zuständigkeiten, durch zü-
gige Anpassungsmaßnahmen, besonders auch im Be-
reich der beamtenrechtlichen Fürsorge, auf die sich 
schnell ändernden Verhältnisse im Ausland flexibel 
reagieren und damit eine sachgerechte Behandlung 
der Bediensteten und ihrer Angehörigen gewährlei-
sten zu können. 

Die wachsende Diskrepanz zwischen zunehmenden 
Aufgaben und Arbeitsbelastungen sowie schwerer 
werdenden Lebens- und Arbeitsbedingungen und 
unzureichender Fürsorge im Ausland bei sich stetig 
und substantiell verbessernder Lebensqualität im In-
land gefährdet die Attraktivität des Auswärtigen 
Dienstes. 

An seine Angehörigen müssen hohe qualita tive An-
forderungen gestellt werden. Sie müssen über ein fun-
diertes und möglichst breit gefächertes Fachwissen 
und gute Sprachkenntnisse verfügen. Darüber hinaus 
sind besondere charakterliche Befähigungen unver-
zichtbar: ausgeprägte Kontaktfähigkeit und beson-
dere Begabung zur Zusammenarbeit sowie für die ei-
genverantwortliche Bewäl tigung vielgestaltiger Auf-
gaben im Ausland. 

Der Deutsche Bundestag hat seit nunmehr fast 20 Jah-
ren die Diskussion über die Reform des Auswärtigen 
Dienstes geführt. Ein entscheidender Durchbruch ist 
auch mit zahlreichen punktuellen Einzelmaßnahmen 
bisher nicht gelungen. Die g rundlegenden Reformen 
können nur durch ein Gesetz über den Auswärtigen 
Dienst verwirklicht werden. 

Ein Gesetz über den Auswärtigen Dienst soll das Aus-
wärtige Amt in die Lage versetzen, die strukturellen, 
personellen und sachlichen Voraussetzungen für ei-
nen leistungsfähigen, seinen gewachsenen Anforde-
rungen entsprechenden und motivierten Auswärtigen 
Dienst zu schaffen. 

Eine Neuordnung der Zuständigkeiten in den Berei

-

chen des Auslandsdienst- und -besoldungsrechts und 
der Fürsorge im Ausland soll gewährleisten, daß für 
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die Bediensteten und ihre Familienangehörigen 
Nachteile durch den Auslandseinsatz nach Möglich-
keit vermieden und unvermeidbare Sonderbelastun-
gen ausgeglichen werden. Dies gilt insbesondere für 
die berufstypischen Belastungen der Angehörigen 
des Auswärtigen Dienstes während des gesamten Be-
rufslebens durch ständig wiederkehrende Auslands-
umzüge, erhöhte dienstliche Anforderungen durch 
häufigen Wechsel des gesamten Tätigkeitsumfeldes 
und durch besondere gesundheitliche Gefährdungen 
und Risiken. 

Der Status der Ehepartner ist den gewandelten gesell-
schaftspolitischen Wertvorstellungen anzupassen. Die 
Ehepartner erhalten einen Ausgleich für ihren Ver-
zicht auf eigene Berufstätigkeit und berufliche Selbst-
verwirklichung, aber auch für ihre Leistungen für die 
Aufgabenerfüllung des Auswärtigen Dienstes. Wegen 
ihrer ganz persönlichen Opfer und Leistungen zugun-
sten des Auswärtigen Dienstes werden ihnen eigene 
Ansprüche gegen den Dienstherrn eingeräumt, so-
weit die den Anspruch begründenden Sachverhalte 
Folgen der Versetzungsentscheidung des Dienstherrn 
sind. 

Im Besoldungsbereich soll ein Gesetz über den Aus-
wärtigen Dienst dafür Sorge tragen, daß die gesetzli-
che Auslandsbesoldung transparent und nachvoll-
ziehbar wird und regelmäßig den besonderen Bedin-
gungen und materiellen wie immateriellen Belastun-
gen am Auslandsdienstort angepaßt wird. 

Insgesamt wird das Gesetz über den Auswärtigen 
Dienst diesem Dienst die Rechtsgrundlage schaffen, 
über die die auswärtigen Dienste anderer vergleich-
barer Staaten seit langem verfügen. 

Besonderer Teil 

Zum Ersten Teil 

§ 1 — Aufgaben 

Zu § 1 Abs. 1 

Die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
und damit auch der Auswärtige Dienst sind dem 
Grundgesetz mit den Grundwerten einer freiheitlich-
demokratischen Gesellschaftsordnung verpflichtet. 
Außenpolitik kann nach dem Verfassungsauftrag des 
Grundgesetzes nicht mehr nur der Vertretung und 
Durchsetzung von nationalen Interessen dienen; sie 
muß sich in die Wertordnung des demokratischen 
Staates einfügen. Übergeordnete Ziele jeder Außen-
politik der Bundesrepublik Deutschland sind die Be-
wahrung und der Ausbau einer f riedlichen und ge-
rechten Ordnung zwischen den Völkern, die Achtung 
der Menschenrechte, die Weiterentwicklung des Völ-
kerrechts und die fortschreitende Integra tion Euro-
pas. 

Nach Artikel 32 Abs. 1 GG ist die Pflege der Bezie-
hungen zu auswärtigen Staaten Sache des Bundes. 
Das zuständige Organ des Bundes zur Wahrnehmung 
dieser Aufgabe ist die Bundesregierung, die mit dem 
Bundespräsidenten zusammenwirkt. 

§ 1 Abs. 1 knüpft an die in den Artikeln 32 und 73 
Nr. 1 GG enthaltene Zuweisung an. Der nach Arti-
kel 87 Abs. 1 Satz 1 GG in bundeseigener Verwaltung 
geführte Auswärtige Dienst ist das Instrument zur 
Wahrnehmung dieser Aufgabe. 

Zu § 1 Abs. 2 

Die Beschreibung der Aufgaben des Auswärtigen 
Dienstes bezieht sich auf das Wiener Übereinkommen 
über diplomatische Beziehungen vom 18. Ap ril 1961 
(Artikel 3), das den diplomatischen Missionen ein völ-
kerrechtliches Mandat u. a. zur Vertretung der Inter-
essen des Entsendestaats und zu Verhandlungen mit 
der Regierung des Gastlandes erteilt. 

Die Pflege außenpolitischer Beziehungen vollzieht 
sich in enger Verflechtung mit den politischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen, wissenschaftlich-technolo-
gischen, umweltpolitischen und sozialen Entwicklun-
gen. Auf fast allen Gebieten sind rein nationalstaatli-
che Wege kaum noch denkbar und auch nicht wün-
schenswert. Dieses sich ständig ausweitende interna-
tionale Umfeld unterliegt einem schnellen Wandel 
und stellt ständig neue Aufgaben. 

Der Auswärtige Dienst muß diese Entwicklungen in 
ihrer ganzen Breite aufnehmen, analysieren und die 
Bundesregierung aktuell unterrichten können. Er 
muß in der Lage sein, deutsche Belange in den politi-
schen und gesellschaftlichen Meinungsbildungspro-
zeß der Gastländer einzubringen. Damit muß er über 
die traditionellen Beziehungen zur Regierung und 
den konstitutionellen Gremien des Gastlandes hinaus 
Kontakte zu wirtschaftlichen, gesellschaftspolitischen 
und kulturellen Einrichtungen und Gruppen pflegen 
und bei ihnen Gehör finden. 

Die Koordinierung deutscher staatlicher und anderer 
Aktivitäten im Ausland ist zu einer Aufgabe stetig 
wachsender Bedeutung geworden. Eine Vielzahl poli-
tischer, wirtschaftlicher, kultureller und wissenschaft-
licher Institutionen, Einrichtungen und Unternehmen 
pflegen sehr unterschiedlich strukturierte Auslands-
beziehungen. Diese Kontakte spiegeln die ganze 
Breite des gesellschaftlichen Pluralismus in der Bun-
desrepublik Deutschland wider und sind ein wichti-
ges Element der Verständigung zwischen den Völ-
kern. Die Auslandsvertretungen müssen diese Aktivi-
täten koordinieren, flankierend begleiten und bei Be-
darf unterstützen. Dies gilt besonders für Auslands-
kontakte staatlicher Einrichtungen. 

Zu § 1 Abs. 3 

Die Auslandsvertretungen erfüllen die ihnen durch 
das Konsulargesetz vom 11. September 1974 zuge-
wiesenen Aufgaben. 

Die starke Zunahme des Auslandstourismus stellt die 
Auslandsvertretungen vor wachsende zusätzliche 
Aufgaben. In Not und Schwierigkeiten geratene deut-
sche Staatsangehörige haben Anspruch auf angemes-
sene Hilfe und Betreuung, in dringenden Fällen auch 
außerhalb der Dienstzeiten. Hier erbringen die Aus- 
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landsvertretungen wich tige und wirksame Dienstlei-
stungen für den Bürger. 

Die ständige Ausweitung der Sichtvermerkspflicht für 
die Einreise in die Bundesrepublik Deutschland stellt 
eine weitere Mehrbelastung für viele Auslandsvertre-
tungen dar. Gleiches gilt für die wachsende Zahl von 
Aussiedlern aus mittel- und osteuropäischen Staaten 
sowie von Asylsuchenden aus verschiedenen Teilen 
der Welt. Dabei wird von dem zuständigen Beamten 
an der Auslandsvertretung eine allen humanitären 
Aspekten des Einzelfalles gerecht werdende Ent-
scheidung verlangt. 

Zu § 1 Abs. 4 

Der Auswärtige Dienst unterstützt die Verfassungsor-
gane, insbesondere den Bundespräsidenten, den Bun-
destag und den Bundesrat im Rahmen ihrer interna-
tionalen Beziehungen. Angesichts der gewachsenen 
politischen Bedeutung dieser Beziehungen stellt de-
ren Betreuung und Unterstützung auch für den Aus-
wärtigen Dienst eine herausragende Aufgabe dar. 

Die Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland umfaßt auch die Wahrnehmung der Interes-
sen der Bundesländer. Obwohl gemäß Artikel 32 GG 
die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten 
ausschließlich Sache des Bundes ist, entspricht es der 
politischen und Verfassungswirklichkeit, daß auch 
die Bundesländer vielfältige Verbindungen ins Aus-
land unterhalten. Fraglos ist dies eine erhebliche Be-
reicherung der auswärtigen Beziehungen der Bun-
desrepublik Deutschland, besonders im kulturellen, 
aber auch im wirtschaft lichen Bereich. Um so wichti-
ger wird die Koordinierung dieser Außenbeziehun-
gen, die nur über das Auswärtige Amt und die Aus-
landsvertretungen erfolgen kann. 

Das Protokoll des Auswärtigen Amtes steht dem Bun-
despräsidenten und dem Bundeskanzler, der Spra-
chendienst dem Bundespräsidenten, dem Bundestag 
und dem Bundeskanzler zur Verfügung. 

§ 2 — Stellung und Leitung des Auswärtigen 
Dienstes 

Zu § 2 Abs. 1 

Das Auswärtige Amt und die Auslandsvertretungen 
bilden als Auswärtiger Dienst eine funktionale und 
organisatorische Einheit. 

Die Auslandsvertretungen liefern durch Unterrich-
tung und Vorschläge die Entscheidungsgrundlagen 
für die Zentrale. Sie setzen deren Entscheidungen 
weitgehend in eigener Verantwortung um. Die Ange-
hörigen des Auswärtigen Dienstes wirken an diesen 
Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozessen 
gleichwertig sowohl an den Auslandsvertretungen als 
auch im Auswärtigen Amt mit. 

Daraus und aus der Rota tion der Bediensteten zwi-
schen Inland und Ausland ergibt sich, daß die Einord-
nung des Auswärtigen Amtes als oberste Bundesbe-
hörde die Auslandsvertretungen als integrale Be

-standteile einbezieht. Für die Stellenausstattung des 
Geschäftsbereichs des Auswärtigen Amtes sind dar-
aus die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. 

Zu § 2 Abs. 2 

Der Bundesminister des Auswärtigen trägt die Ver-
antwortung für die Außenpolitik (Artikel 65 GG), die 
als bundeseigene Verwaltung vollzogen wird (Arti-
kel 87 GG). Der Auswärtige Dienst führt die Außen-
politik der Bundesregierung nach den Weisungen des 
Bundesministers des Auswärtigen aus. 

Zu § 2 Abs. 3 

Die Auslandsvertretungen arbeiten auf der Grund-
lage des Völkerrechts, insbesondere des Wiener 
Übereinkommens über diplomatische Beziehungen 
vom 18. April 1961 und über konsularische Beziehun-
gen vom 24. April 1963, des Gesetzes über Konsular-
beamte, ihre Aufgaben und Befugnisse (Konsularge-
setz) vom 11. September 1974 und aller weiteren von 
ihnen anzuwendenden deutschen und ausländischen 
Vorschriften. Sie sind in vollem Umfang an deutsches 
Recht und Gesetz gebunden. 

Die Auslandsvertretungen nehmen in ihrem Amtsbe-
zirk oder gegenüber internationalen Organisationen 
Aufgaben wahr, die innerstaatlich die Zuständigkeit 
anderer Ressorts, der Bundesländer oder anderer öf-
fentlicher Institutionen berühren können. So wie die 
auslandsbezogenen Aktivitäten in der Bundesrepu-
blik Deutschland deshalb durch das Auswärtige Amt 
koordiniert werden müssen, obliegt den Auslandsver-
tretungen die Abstimmung deutscher amtlicher Akti-
vitäten in ihrem Amtsbezirk. 

Zu § 2 Abs. 4 

Gemäß Artikel 59 Abs. 1 Satz 2 GG beglaubigt der 
Bundespräsident die Botschafter, die Leiter von Aus-
landsvertretungen in einem auswärtigen Staat wer-
den. Sie sind seine persönlichen Vertreter gegenüber 
dem Staatsoberhaupt dieses Staates. 

Zu § 2 Abs. 5 

Schon heute erfährt die Außenpolitik der Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft über die Europäische Zu-
sammenarbeit (EPZ) ein hohes Maß von Abstimmung 
und Harmonisierung. Zu entscheidenden weltpoliti-
schen Fragen vertreten die Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft eine einheitliche Meinung. Auf aktu-
elle außenpolitische Ereignisse erfolgen abgestimmte 
Reaktionen. Schon heute gibt es eine europäische Au-
ßenpolitik. Zentrale Bereiche der Außenverwaltung, 
wie das Paß- und Sichtvermerksrecht, werden harmo-
nisiert. Dieser Prozeß der Vereinheitlichung der Au-
ßenpolitik der Staaten der Europäischen Gemein-
schaft wird sich fortsetzen. 
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Zwangsläufige Konsequenz dieser Entwicklung wird 
die Einrichtung gemeinsamer Auslandsvertretungen 
von EG-Staaten sein. Erste konkrete Absprachen über 
die Schaffung gemeinsamer Botschaften werden mit 
Frankreich getroffen. Diese ersten Ansätze zeigen, 
wie schwierig es sein wird, die Arbeitspraxis, die Ver-
waltung, die Kommunikationstechnik, aber auch 
wichtige Bereiche des Dienstrechts, der Richtlinien für 
die Auslandsvertretungen, der Besoldung und der 
Fürsorge im Ausland soweit zu vereinheitlichen oder 
zumindest einander anzunähern, daß eine erfolgrei-
che und reibungsfreie Zusammenarbeit von Angehö-
rigen zweier auswärtiger Dienste an einer Auslands-
vertretung gewährleistet ist. Vorerst wird man sich 
daher auf die Einrichtung gemeinsamer Auslandsver-
tretungen in bilateralen Vereinbarungen mit einzel-
nen EG-Staaten beschränken und kleinere Länder für 
diese Vertretungen auswählen, in denen keine Inter-
essenkonflikte zwischen den beiden Staaten zu er-
warten sind. 

Dennoch besteht kein Zweifel daran, daß gemeinsa-
men Auslandsvertretungen von EG-Staaten die Zu-
kunft gehören wird. Am Ende dieser Entwicklung 
wird es die Botschaften der Europäischen Gemein-
schaft geben. 

§ 2 Abs. 5 dieses Gesetzes soll dem politischen Willen 
Ausdruck verleihen, die Einigung Europas auch im 
Bereich der Außenpolitik und der Außenvertretung 
weiterzuführen. Der Bundesminister des Auswärtigen 
erhält dafür den gesetzlichen Auftrag und die gesetz-
liche Ermächtigung. 

Außerdem wird damit die rechtliche Grundlage ge-
schaffen, Angehörige der auswärtigen Dienste ande-
rer Staaten zu hoheitlichem Handeln mit Wirkung für 
und gegen die Bundesrepublik Deutschland zu er-
mächtigen. Nach den Bestimmungen des Konsularge-
setzes wäre dies ohne eine besondere gesetzliche Er-
mächtigung nur in sehr beschränktem Umfang mög-
lich. 

§ 3 — Personaleinsatz 

Zu § 3 Abs. 1 

Der regelmäßig wechselnde Einsatz der Angehörigen 
des Auswärtigen Dienstes im Inland und Ausland, und 
dort in den verschiedenen Regionen (Rotation), ist das 
Grundprinzip der Arbeit des Auswärtigen Dienstes. 

Diese Praxis ständiger Versetzung und die damit ver-
bundenen Erfahrungen gewährleisten bei den Be-
diensteten ein überregionales, umfassendes Ver-
ständnis außenpolitischer Vorgänge und ihrer Hinter-
gründe. Wertvolle Sprachkenntnisse werden dabei er-
worben. Die fachliche Rotation bewirkt, daß alle Mit-
arbeiter mehrere Arbeitsgebiete hauptamtlich mit 
voller Sachkompetenz wahrnehmen können. Dies ist 
vor allem an den kleineren und mittleren und damit an 
der Mehrzahl aller Vertretungen von großer Bedeu-
tung. Auch aus personalwirtschaftlichen Gründen ist 
die stete Versetzung zwischen In- und Ausland sowie 
die fachliche Rotation ein zwingendes Gebot; nur so 

kann der Auswärtige Dienst kostengünstig und effi-
zient gestaltet werden. 

Die in der Zentrale des Auswärtigen Amtes eingesetz-
ten Beamten müssen über Auslandserfahrung verfü-
gen. Bei den regelmäßig wiederkehrenden Inlands-
verwendungen erhalten sie außerdem die Möglich-
keit, die Verbindung zu den Entwicklungen in 
Deutschland aufrecht zu erhalten. Dies ist notwendig, 
damit die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes im 
Ausland ein realitätsnahes und aktuelles Bild der Bun-
desrepublik Deutschland vermitteln können. 

Außerdem sind an den Auslandsvertretungen Bedien-
stete erforderlich, die die Bedürfnisse und Arbeitsge-
setzmäßigkeiten der Zentrale aus eigener Erfahrung 
kennen. Die Rotation ist also eine entscheidende Vor-
aussetzung für eine effiziente Zusammenarbeit zwi-
schen Auswärtigem Amt und Auslandsvertretungen. 

Zugleich bedeutet das Rotationsprinzip einen schwer-
wiegenden Eingriff in die Persönlichkeitssphäre des 
Beamten und seiner Familienangehörigen, wie er in 
den besonderen Gewaltverhältnissen des öffentlichen 
Dienstes nur in seltenen Ausnahmefällen, kaum je 
während des gesamten Berufslebens und nie mit ver-
gleichbaren Konsequenzen für die Familienangehöri-
gen zu verzeichnen ist. Gerade deshalb bedarf das 
Rotationsprinzip als besondere Konkretisierung der 
allgemeinen Dienstpflichten für den Auswärtigen 
Dienst einer gesetzlichen Grundlage. 

Zu § 3 Abs. 2 

Die ständigen Versetzungen der Angehörigen des 
Auswärtigen Dienstes zwischen dem Auswärtigen 
Amt und den Auslandsvertretungen und im Ausland 
und damit die Verwirklichung des Rotationsprinzips 
machen einen einheitlichen Stellenplan erforderlich. 
Die bisherige Trennung in unterschiedliche auch hin-
sichtlich des Stellenkegels ausgestattete Stellenpläne 
erschwert nicht nur die Durchführung der Verset-
zungsrotation, sondern sie beinhaltet auch eine unge-
rechtfertigte Einschränkung der beruflichen Entwick-
lung der Beamten des Auswärtigen Dienstes. Im Hin-
blick auf die Aufgabenstellung, die Qualität der Tätig-
keit und den institutionalisierten Wechsel zwischen 
Inland und Ausland bilden die Beamten des Auswär-
tigen Dienstes einen einheitlichen Personalkörper, in-
nerhalb dessen dieselben Berufschancen vorhanden 
sein müssen wie an anderen obersten Bundesbehör-
den. 

Zu § 3 Abs. 3 

Der Auswärtige Dienst verfügt für die unter Absatz 3 
genannten Zwecke über eine Personalreserve. Bereits 
die Kommission für die Reform des Auswärtigen 
Dienstes hat 1972 die Einrichtung einer Personalre-
serve für absolut erforderlich gehalten. Gegenwärtig 
beträgt die Personalreserve 2,7 % der Stellen des hö-
heren Dienstes; sie muß auf mindestens 8 % bemessen 
und unter Einbeziehung aller Laufbahnen stufen-
weise über mehrere Jahre ausgebaut werden. 
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Zu § 3 Abs. 4 

Hier werden die wichtigsten Bereiche der Zweckbe-
stimmung für den Einsatz der Stellen der Personalre-
serve genannt; die Beispiele sind nicht erschöpfend. 

§ 4 — Ausstattung und Inspektion 

Zu § 4 Abs. 1 

Während die administrativen Aufgaben in der Bun-
desrepublik Deutschland stärker von der Notwendig-
keit geprägt sind, innerhalb des Wandels Kontinuität 
zu sichern, verändern sich die politischen, wirtschaft-
lichen und sozialen Verhältnisse im Ausland schnell 
und häufig. 

Diese oft bruchhaften Veränderungen in vielen Län-
dern stellen die Auslandsvertretungen vor veränderte 
und neue Aufgaben und Anforderungen, denen die 
Organisation sowie die sachliche und personelle Aus-
stattung rasch angepaßt werden müssen. Dies setzt 
die eigene Initiativkompetenz des Auswärtigen Am-
tes und flexible Regelungen voraus. 

Zu § 4 Abs. 2 und 3 

Die Inspekteure prüfen, ob und wie die Auslandsver-
tretungen ihre Aufgaben erfüllen, ob das Personal 
richtig eingesetzt, zahlenmäßig angemessen ist, ob 
die Sachmittel zweckentsprechend verwendet wer-
den und ausreichend sind. Die Inspekteure geben ein 
Gesamturteil über die Leistung der überprüften Aus-
landsvertretung ab und beurteilen die Leistungen der 
einzelnen Arbeitsgebiete. Personenbezogene Bewer-
tungen werden den betreffenden Mitarbeitern eröff-
net. Sie kontrollieren den inneren Dienst der Vertre-
tung und prüfen die finanzielle Ausstattung. 

Die Inspekteure geben den Auslandsvertretungen 
aufgrund ihrer Prüfungen Weisungen und Empfeh-
lungen, die der Verbesserung der Aufgabenerfüllung 
dienen. Sie wirken auch bei Überlegungen der Zen-
trale mit, die Organisation und die Abläufe des Aus-
wärtigen Dienstes rationeller und zielorientierter zu 
gestalten. 

Sie beraten den Leiter und die Mitarbeiter der Aus-
landsvertretungen in allen dienstlichen und — soweit 
dies gewünscht wird — persönlichen Angelegenhei-
ten. Sie helfen den Auslandsvertretungen bei der 
Wahrung des Arbeitsfriedens, sie führen regelmäßig 
Gespräche mit dem Personalrat des Auswärtigen Am-
tes; bei jeder Prüfung einer Auslandsvertretung hören 
sie auch die Personalvertretungen des entsandten und 
des lokalen Personals. Wünsche und Beschwerden der 
Bediensteten der Auslandsvertretungen nehmen sie 
entgegen. Sie suchen — soweit möglich — an Ort und 
Stelle Abhilfe oder leiten die Anliegen, nach Beratung 
mit dem Leiter der Vertretung, an die Zentrale weiter. 
Die Inspekteure beurteilen auch die Lebensbedin-
gungen am Auslandsdienstort, gesundheitliche Ge-
fährdungen sowie die Lage der Familienangehörigen 
(besonders Wohnungsfürsorge, Schulprobleme) und 

geben Anregungen für die notwendigen Anpassun-
gen. 

Die Inspekteure sind in der Durchführung der Inspek-
tionen und in ihrer Meinungsbildung unabhängig. Sie 
unterstehen unmittelbar der Leitung des Auswärtigen 
Amtes. 

§ 5 — Vermögensverwaltung, Grundstückserwerb 
und Baumaßnahmen 

Das Auswärtige Amt steht vor der schwierigen Auf-
gabe, als einziges Bundesressort in fast allen Staaten 
der Welt, in den unterschiedlichsten Klimazonen, 
Rechtsordnungen sowie unter extrem variierenden 
technischen und wirtschaft lichen Bedingungen eine 
umfangreiche technische Infrastruktur aufrechterhal-
ten sowie Baumaßnahmen durchführen, Grundstücke 
und Gebäude erwerben und erhalten zu müssen. Da-
bei geht es um den Bau und die Erhaltung von Kanz-
leigebäuden, Residenzen und Dienstwohnungen und 
den Betrieb von vielfältigen technischen, insbeson-
dere auch fernmeldetechnischen Einrichtungen. Bau-
vorschriften für die Anwendung im Inland und die 
Einschaltung der Bauverwaltung des Bundes führen 
dabei nicht nur zu großen zeitlichen Verzögerungen 
und häufig ortsunangemessenen Ergebnissen, son-
dern oft auch zu unvertretbar hohen Kosten. Das Aus-
wärtige Amt muß als Bauherr die Verantwortung für 
die Notwendigkeit und den Umfang von Baumaßnah-
men (Zeitpunkt und Kosten) erhalten, um flexibel auf 
politische und praktische Notwendigkeiten reagieren 
zu können. 

Zu § 5 Abs. 1 

Diese Vorschrift soll sicherstellen, daß das Auswärtige 
Amt bei auslandsbezogenen Vorschriften der Bundes-
haushaltsordnung beteiligt wird. Bisherige Vorschrif-
ten wurden ohne Zustimmung, teilweise ohne Anhö-
rung des Auswärtigen Amtes erlassen. Das Auswär-
tige Amt und die Auslandsvertretungen haben bei 
Baumaßnahmen im Ausland nach den Regeln des 
Völkerrechts die jeweiligen Rechtsordnungen der 
Empfangsstaaten zu beachten. Innerdeutsche Vor-
schriften müssen so angelegt sein, daß diesen unter-
schiedlichen Rechtsordnungen entsprochen werden 
kann. 

Desgleichen muß dem Auswärtigen Amt mehr Flexi-
bilität in bezug auf die Neuanschaffung, Nutzung und 
Aussonderung von Kraftfahrzeugen eingeräumt wer-
den, insbesondere bei der Berücksichtigung örtlicher 
Straßenverhältnisse und Wartungsbedingungen im 
Gastland. Ziffer 8 der Anmerkungen zu § 3 der BHO 
ist daher dahin gehend zu erweitern, daß das Auswär-
tige Amt, wie bisher bereits die Bundesminister der 
Verteidigung, des Innern und für Verkehr, über die 
Aussonderung von Kraftfahrzeugen aufgrund eigener 
Sachverständigengutachten entscheidet. 
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Zu § 5 Abs. 2 

Die Zuständigkeit für die Durchführung von Baumaß-
nahmen im Ausland lag bisher bei der Bundesbaudi-
rektion als technische Ober- und Mittelinstanz. Der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau ist oberste technische Instanz. Baumaßnah-
men im Ausland dauern vom Zeitpunkt der Entschei-
dung für einen Neubau bis zu seiner Vollendung 8 bis 
10 Jahre. Ursächlich für diese langen Planungs- und 
Bauzeiten ist der mehrstufige Instanzenweg. Eine ra-
schere Planung und Durchführung von Baumaßnah-
men ist nur dann zu erreichen, wenn das Auswärtige 
Amt einen verstärkten Einfluß auf Bauplanung und 
-durchführung erhält; die Bauvorschriften müssen 
vereinfacht und den besonderen Verhältnissen im 
Ausland angepaßt werden. Nur eine Straffung der 
Verfahren kann die dringlich notwendige Verwal-
tungsvereinfachung sicherstellen. 

Zu § 5 Abs. 3 

Nach den Erfahrungen mit der bisherigen Baupraxis 
im Ausland in der Zuständigkeit des BMBau und der 
Bundesbaudirektion erschiene es dringend geboten, 
dem Auswärtigen Amt die alleinige Zuständigkeit für 
Baumaßnahmen im Ausland zu übertragen. Das 
würde die Einrichtung eines eigenen, für alle Bau-
maßnahmen im Ausland zuständigen Baudienstes 
beim Auswärtigen Amt voraussetzen, die aber die po-
litischen und praktischen Möglichkeiten übersteigen 
würde. 

Es müssen jedoch die rechtlichen Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, daß das Auswärtige Amt 
Baumaßnahmen mit kleinerem Volumen in eigener 
Verantwortung und mit einem eigenen, personell 
maßvoll ausgestatteten Baudienst durchführt. Dies 
gilt insbesondere für Baumaßnahmen, die für die Si-
cherheit der Bediensteten erforderlich sind. Es ist 
nicht zu verantworten, daß die Durchführung solcher 
zwingend gebotener Sicherheitsmaßnahmen Jahre 
dauert. Auch sonstige kleinere Baumaßnahmen müs-
sen aus praktischen und Kostengründen vom Auswär-
tigen Amt in eigener Verantwortung und ohne die 
zeitraubende Inanspruchnahme der inländischen 
Baubehörden des Bundes erledigt werden können. 

§ 6 — Rechtsstellung der Angehörigen des 
Auswärtigen Dienstes 

Zu § 6 Abs. 1 

Für die Beamten des Auswärtigen Dienstes gelten die 
Grundsätze und Regelungen des allgemeinen öffent-
lichen Dienstrechts, insbesondere die Bundesbeam-
tengesetze und die Bundeslaufbahnverordnung. In 
diesem Gesetz ge troffene über den Kernbereich des 
herkömmlichen öffentlichen Dienstrechts hinausge-
hende Regelungen für den Einsatz im Ausland sind 
keine Sonderregelungen im Sinne von Abweichun-
gen vom bestehenden Dienstrecht, sondern auslands-
bezogene Konkretisierungen, die bereits bestehende 
Pflichten und Rechte gesetzlich normieren und mit der 

notwendigen Klarheit und Transparenz ausformulie-
ren. 

Angesichts der Autonomie der Tarifparteien kann der 
Bundesgesetzgeber nur die Rechtsverhältnisse der 
Beamten des Auswärtigen Dienstes gesetzlich regeln. 
In diesem Gesetz getroffene Neuregelungen, insbe-
sondere dienst- und besoldungsrechtlicher Natur, 
können als Verweisungen von den Tarifparteien in 
die Tarifverträge für Angestellte und Lohnempfänger 
übernommen werden. Außerhalb des Bereichs tarifli-
cher Regelungen gilt die Fürsorgepflicht des Dienst-
herrn in gleichem Umfang allen Angehörigen des 
Auswärtigen Dienstes. 

Zu § 6 Abs. 2 

Der Auswahl und Ausbildung der Nachwuchsbeam-
ten des Auswärtigen Dienstes kommt ganz herausra-
gende Bedeutung für die Leistungsfähigkeit des 
Dienstes zu. Er stellt nicht nur hohe Anforderungen an 
eine breitangelegte fachliche Befähigung, sondern, 
unter den besonderen Aufgaben und Lebensbedin-
gungen im Ausland, auch an die charakterlichen Eig-
nungen der Bewerber. 

Die Ausbildung nach einer eigenen Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung muß insbesondere Fach- und 
Sprachkenntnisse vermitteln und Lücken in einzelnen 
Gebieten schließen. Die Beamten müssen in allen 
Fachbereichen ihrer Laufbahn einsetzbar sein. Wegen 
der besonderen Schwierigkeiten und Belastungen im 
Ausland und  des dort notwendigen hohen Maßes an 
Eigenverantwortung muß die Befähigung zur Füh-
rung und Zusammenarbeit besonders gefördert wer-
den. 

Das Auswärtige Amt muß die Möglichkeit haben, die 
Lebens- und Berufserfahrung sowie spezielle Fach-
kenntnisse von Angehörigen anderer Berufe der öf-
fentlichen Verwaltung und der gewerblichen Wirt-
schaft für den Auswärtigen Dienst nutzbar zu machen. 
Soweit diese Bewerber nicht aus dem öffentlichen 
Dienst kommen, gelten für sie die Vorschriften für 
„andere Bewerber" der Bundeslaufbahnverordnung. 

Zu § 6 Abs. 3 

Die Intensivierung der Zusammenarbeit auf vielen 
Gebieten mit befreundeten westlichen Staaten und 
die Fortschritte in der europäischen Einigung verlan-
gen nach der Möglichkeit eines Beamtenaustauschs 
mit den auswärtigen Diensten dieser Staaten. Mit ei-
nigen Staaten gibt es bereits entsprechende bilaterale 
Vereinbarungen. Eine Verstärkung dieses Aus-
tauschs ist wünschenswert. Er trägt dazu bei, die Ar-
beit und Entscheidungsmechanismen anderer aus-
wärtiger Dienste besser kennen und verstehen zu ler-
nen. 

Dieser Beamtenaustausch bedarf einer gesetzlichen 
Grundlage unter Erweiterung der innerstaatlichen 
Abordnungsmöglichkeiten des § 27 BBG. 
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§ 7 — Besondere Pflichten der Beamten des 
Auswärtigen Dienstes 

Zu § 7 Abs. 1 

Die allgemeinen Dienstpflichten des Beamten erge-
ben sich aus den §§ 52ff. BBG. Insbesondere muß sein 
Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes der 
Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, die sein 
Beruf erfordert. 

Diese Dienstpflicht steht bei einer Tätigkeit des Beam-
ten im Ausland unter dem zusätzlichen Anspruch der 
Wahrung des Ansehens der Auslandsvertretung und 
der Bundesrepublik Deutschland. Gerade im Hinblick 
auf das außerdienstliche Verhalten werden strengere 
Maßstäbe angelegt, da auch dieses Verhalten im 
Gastland oft zwangsläufig der Auslandsvertretung zu-
gerechnet wird. Verhalten, das im Inland ausschließ-
lich als persönliche, disziplinarisch nicht relevante 
Verfehlung des Beamten erscheint, kann im Ausland 
zu einer Schädigung des politischen Ansehens der 
Bundesrepublik Deutschland führen. Dem muß der 
Beamte des Auswärtigen Dienstes Rechnung tragen 
und bestrebt sein, auch der Achtung gerecht zu wer-
den, die seine Zugehörigkeit zum Auswärtigen Dienst 
erfordert. 

Zu § 7 Abs. 2 

Zu den Einstellungsanforderungen gehört die ge-
sundheitliche Eignung zum Einsatz in allen Klimazo-
nen und in Regionen hoher gesundheitlicher Bela-
stung und Gefährdung. Darüber hinaus muß der Be-
amte bei Einstellung seine uneingeschränkte welt-
weite Versetzungsbereitschaft ausdrücklich erklären. 
Nur so kann die Funktionsfähigkeit des Auswärtigen 
Dienstes gewährleistet werden. 

Zu § 7 Abs. 3 

Der Auswärtige Dienst nimmt seine Angehörigen in 
einer für den sonstigen öffentlichen Dienst unge-
wöhnlichen Intensität in ihrem Privatleben außerhalb 
der Dienstzeit in Anspruch. Die dienstlich notwendi-
gen Kontakte sind zwangsläufig zu einem ganz erheb-
lichen Teil außerhalb der Dienstzeit zu pflegen. Auch 
die Betreuung offizieller Besucher und Delegationen 
aus Deutschland kann nicht auf die Dienstzeit be-
schränkt werden. Außerdem muß im konsularischen 
Dienst Hilfe für Deutsche im Ausland in Notlagen 
ohne Rücksicht auf Dienstzeiten im notwendigen Um-
fang gewährt werden. 

Die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes haben 
diese zusätzlichen Anforderungen stets und selbstver-
ständlich als Teil ihres Berufes akzeptiert und schon 
immer ein hohes Maß an persönlicher Einsatz- und 
Opferbereitschaft gezeigt. 

Es bedarf der gesetzlichen Klarstellung, daß diese 
über die gesetzliche Dienstzeiten hinausgehende 
Inanspruchnahme der Angehörigen des Auswärtigen 
Dienstes zu den berufstypischen Mehrbelastungen 
gehört, die zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähig-

keit der Auslandsvertretungen notwendig ist und nur 
in sehr engen Grenzen durch die Gewährung von 
Dienstbefreiung ausgeglichen werden kann. 

§ 8 — Fürsorge des Dienstherrn 

Die allgemeine Fürsorgepflicht des Dienstherrn ge-
genüber dem Beamten gemäß § 79 BBG bedarf für 
den Einsatz im Ausland einer Konkretisierung. Sie 
muß den Belastungen durch den Auslandsdienst und 
den zusätzlichen Gefährdungen an einem erhebli-
chen Teil der Auslandsdienstorte durch eine erwei-
terte Betreuung für den Beamten und seine Familie 
Rechnung tragen. Dabei muß der Grundsatz gelten, 
daß die zusätzlichen Risiken des Auslandseinsatzes 
und die daraus resultierenden Gefährdungen und 
Schäden nicht zu Lasten des Beamten und seiner Fa-
milienangehörigen gehen dürfen und im Rahmen des 
Möglichen ausgeglichen werden müssen. Insbeson-
dere muß vermieden werden, daß der Beamte auf-
grund der Risiken des Auslandseinsatzes im Ver-
gleich zu einer Tätigkeit im Inland konkrete mate-
rielle Nachteile erleidet. Für unvermeidbare Sonder-
belastungen ist ein angemessener Ausgleich zu ge-
währen, der entweder in Einzelregelungen oder pau-
schal im Rahmen der Zonenstufeneinteilung der 
Dienstorte in einem der Sonderbelastung wirk lich 
entsprechenden Umfang festgesetzt werden muß. 

In besonderem Maße muß die Fürsorge der Erhaltung 
der Gesundheit der Bediensteten und ihrer Familien-
angehörigen gelten. Über die Hälfte der Dienstorte 
des Auswärtigen Amts liegen in gesundheitsgefähr-
denden Gebieten. Nur an ca. 50 der über 200 Dienst-
orte ist die medizinische Versorgung in etwa mit der 
deutschen vergleichbar. Bei ernsthafteren Erkran-
kungen muß die ärztliche und medizinische Betreu-
ung grundsätzlich im Inland ermöglicht werden. Der 
besonderen Situation der Familienangehörigen des 
oder der Erkrankten im Ausland ist angemessen 
Rechnung zu tragen. 

Zu den „besonderen Gegebenheiten" des Auslands-
einsatzes gehört auch das hohe Krisenrisiko im Aus-
land, dem eine entsprechende flexible und schnell 
wirksame Absicherung durch den Dienstherrn gegen-
überstehen muß. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die bisher von Inlands-
behörden erlassenen Richtlinien und die von ihnen 
getroffenen Einzelfallentscheidungen den Bedürfnis-
sen der Fürsorge in Krisenfällen nicht gerecht werden. 
Abhilfe kann nur durch die sachnahe Regelungskom-
petenz des Auswärtigen Amtes geschaffen werden. 

§ 9 — Rechtsstellung der Ehepartner und 
Familienangehörigen 

Zu § 9 Abs. 1 

Das Verfassungsgebot zum Schutz von Ehe und Fami-
lie gilt für den Dienstherrn uneingeschränkt auch ge-
genüber den Angehörigen des Auswärtigen Dienstes 
und deren Familien, da diese unvergleichlich stärker 
als im allgemeinen öffentlichen Dienst in die Pflichten 
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des Beamten zur regelmäßigen Versetzung und in 
seine dienstlichen Obliegenheiten am Auslands-
dienstort einbezogen sind. Die Versetzungsentschei-
dung des Dienstherrn wirkt unmittelbar auch auf die 
Familienangehörigen, ohne daß eine dienstrechtliche 
Beziehung zwischen Dienstherrn und den Angehöri-
gen des Beamten besteht. 

Das Auswärtige Amt hat auch ein vitales Interesse 
daran, daß der Beamte von seiner Familie begleitet 
wird. Viele dienstliche Verpflichtungen kann der ver-
heiratete Beamte im Gastland im Zusammenwirken 
mit seinem Ehepartner besser erfüllen. Die Ehepart-
ner leisten wichtige Beiträge zur Aufgabenerfüllung 
des Auswärtigen Dienstes, z. B. bei der Betreuung von 
offiziellen Besuchen und Delegationen, bei der Kon-
taktpflege im Gastland und oft auch in Einrichtungen 
der Entwicklungshilfe und bei karitativen Hilfen. 

Die Versetzung und der Umzug ins Ausland bzw. zu-
rück ins Inland ist für den Beamten und seine Famili-
enangehörigen ein dienstlich begründeter Vorgang. 
In der Praxis trägt der Ehepartner die Hauptlast des 
Umzugs, da der Beamte bis zur Ausreise und sofort 
wieder nach Eintreffen am neuen Dienstort mit dienst-
lichen Aufgaben ausgelastet und oft überlastet ist. Es 
bedarf daher der gesetzlichen Klarstellung, daß die 
Mitwirkung des Ehepartners an dienstlichen Aufga-
ben des Beamten, die Erfüllung eigener quasi-dienst-
licher Aufgaben und die Abwicklung des Auslands-
umzugs im überwiegenden Maß ausschließlich 
dienstlichen Interesse erfolgen und nicht — wie nach 
der bisherigen Rechtslage — rechtlich als Privatange-
legenheit bewertet werden. 

Zu § 9 Abs. 2 

Daraus folgt, daß sich die Fürsorgepflicht des Dienst-
herrn im selben Umfang wie für den Beamten auch auf 
die Familienangehörigen erstrecken muß. Dies gilt 
insbesondere für Gesundheits- und Vermögensschä-
den, die im Zusammenhang mit dem Umzug, der 
Wahrnehmung dienstlicher und quasi-dienstlicher 
Aufgaben im Gastland, mit gesundheitsgefährdenden 
Verhältnissen im Ausland stehen oder ihre Ursache in 
inneren Unruhen, schwerer Kriminalität oder anderen 
außergewöhnlichen Beeinträchtigungen der inneren 
Sicherheit im Gastland haben. Diese Schäden müssen 
nach den Vorschriften des Beamtenversorgungsge-
setzes beglichen werden. 

Zu § 9 Abs. 3 

Im Inland wird die Berufstätigkeit beider Ehepartner 
und damit ein Familiendoppeleinkommen zuneh-
mend zum Regelfall. Bei Versetzung eines Angehöri-
gen des Auswärtigen Dienstes ins Ausland wird des-
sen Ehepartner in den meisten Fällen die Möglichkeit 
genommen, seine Berufstätigkeit fortzusetzen. Dies 
bedeutet neben den Einkommenseinbußen einen er-
heblichen Verzicht auf berufliche Selbstverwirkli-
chung. 

Der im Inland bei kontinuierlicher Berufstätigkeit 
selbstverständliche Aufbau einer eigenen Altersver-

sorgung des Ehepartners wird bei Ehepartnern von 
Angehörigen des Auswärtigen Dienstes dadurch er-
schwert und oft unmöglich gemacht, daß während des 
Auslandsaufenthaltes keine Pflichtbeiträge zur Al-
ters-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung entrichtet 
werden und eine angemessene freiwillige Weiterver-
sicherung eine zu große finanzielle Belastung ist. 

Hier muß das Auswärtige Amt durch Übernahme der 
Versicherungsbeiträge einen Ausgleich und einen 
Anreiz dafür bieten, daß auch berufstätige Ehepartner 
den Bediensteten ins Ausland folgen. 

Dadurch wird auch die berufliche Wiedereingliede-
rung bei Rückversetzung im Inland erleichtert und 
attraktiver gemacht sowie sichergestellt, daß die Ehe-
partner nach Rückkehr ins Inland die Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit in Anspruch nehmen kön-
nen. 

Gegenwärtig steht wegen der wiederkehrenden Ver-
setzungen nur ein sehr geringer Teil von allenfalls 
10 % der Ehepartner der Bediensteten im Auswärti-
gen Amt in einem sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnis. Soweit die Ehepartner vor 
Eintritt des Bediensteten in den Auswärtigen Dienst 
berufstätig waren, sind die Versicherungsverhältnisse 
ganz überwiegend längst erloschen, weil die Bedien-
steten finanziell zu einer angemessenen freiwilligen 
Weiterversicherung nicht in der Lage waren. 

Die hier getroffene Regelung der Übernahme der So-
zialversicherungsbeiträge der Ehepartner während 
des Auslandsaufenthaltes durch den Dienstherrn wird 
also gegenwärtig und in naher Zukunft geringe prak-
tische Bedeutung haben und keine höheren Kosten 
verursachen. Die Regelung soll jedoch für die Ehe-
partner künftig in den Auswärtigen Dienst eintreten-
der Bediensteter einen Anreiz schaffen, ihre Beschäf-
tigungsverhältnisse bis zur Auslandsversetzung bei-
zubehalten und nach Rückkehr ins Inland unter Wah-
rung aller Rechte ins Berufsleben zurückzukehren. 

Zu § 9 Abs. 4 

Die Kinder sind ganz besonders von der berufsspezi-
fischen Situation ihrer Eltern im Auswärtigen Dienst 
betroffen. Jede Versetzung bedeutet für sie eine voll-
ständige Trennung vom vertrauten sozialen Umfeld, 
fast immer verbunden mit der abrupten Verpflanzung 
in eine sprachlich und kulturell fremde Umgebung. 
Für Kinder ist ein solcher Wechsel immer schwierig. 
Er bedeutet vor allem einen Bruch der bisherigen Bin-
dungen und den Zwang zum Aufbau eines neuen 
Freundeskreises. Die Eingewöhnungsphasen am 
neuen Dienstort sind lang; Störungen der psychoso-
zialen Entwicklung sind häufig. 6 bis 8 Schulwechsel 
sind für Kinder von Angehörigen des Auswärtigen 
Dienstes die Regel. In den seltensten Fällen stehen im 
Ausland deutsche Schulen mit einem vollständigen 
deutschen Lehrangebot zur Verfügung. 

Sprachliche und kulturelle Barrieren, oft aber auch die 
besonderen Risiken hoher Kriminalität in manchen 
Gastländern, zwingen die Kinder oft in eine soziale 
Isolation und verhindern jedenfalls eine Entwicklung 
der Kinder, wie sie sich im Inland vollzogen hätte. 
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Im Ausland fehlt außerdem durchweg das im Inland 
vorbildlich ausgebaute kulturelle Freizeit- und Bil-
dungsangebot wie Sportvereine, Freibäder, Musik-
schulen, kommunale Veranstaltungsprogramme etc. 
Wenn für Kinder der Auslandsaufenthalt oft auch 
einen Gewinn bedeutet, mit erheblichen Belastungen 
und Defiziten in der Entwicklung und Ausbildung ist 
er immer verbunden. 

Der Dienstherr muß dieser Situa tion der Kinder Rech-
nung tragen und alle Maßnahmen zur Förderung der 
Entwicklung und Ausbildung der Kinder im größt-
möglichen Umfang unterstützen. Orientierungsrah-
men soll dabei die vorschulische und schulische Aus-
bildung (Schulgeldfreiheit) und das breite öffentlich 
geförderte Bildungsangebot im Inland sein. Die Ange-
hörigen des Auswärtigen Dienstes dürfen nicht zu den 
ohnehin unvermeidbaren Belastungen ihrer Kinder 
im Ausland noch mit Ausbildungskosten belastet wer-
den, die sie im Inland nicht zu tragen hätten. 

Zu § 9 Abs. 5 

Die bisherige dienstrechtliche Konstruktion, daß nur 
den Bediensteten Ansprüche gegen den Dienstherrn 
auf Fürsorge- und Beihilfeleistungen auch an seine 
Familienangehörigen zusteht, wird den Gegebenhei-
ten des Auswärtigen Dienstes nicht gerecht. 

Im Ausland erbringen auch die Familienangehörigen 
dienstlich bedingt eigene Opfer und nehmen höchst-
persönliche Risiken auf sich, wie sie im Inland für die 
Familien der Angehörigen anderer Bereiche des öf-
fentlichen Dienstes nicht bestehen. Die Ehepartner 
erbringen eigene geldwerte Leistungen zugunsten 
des Auswärtigen Dienstes und des Dienstherrn. 

In vielen Fällen ist darüber hinaus der Bedienstete 
selbst aufgrund von dienstlich bedingten Trennungen 
von seiner Familie, aber auch bei schweren Unfä llen, 
tatsächlich gehindert, Ansprüche zugunsten seiner 
Familienangehörigen geltend zu machen. 

Aus diesen Gründen müssen den Familienangehöri-
gen eigene Ansprüche auf die Fürsorgeleistungen des 
Dienstherrn zustehen. 

§ 10 — Auslandsumzüge und Auslandsdienstreisen 
(Begründung auch zu Artikel 3 der 
Schlußvorschriften) 

Umzüge ins Ausland und im Ausland bedeuten für 
den Bediensteten und seine Familienangehörigen be-
sondere materielle und persönliche Belastungen. 

Der Angehörige des Auswärtigen Dienstes muß wäh-
rend seiner Dienstzeit mit mindestens 10 Auslands-
umzügen rechnen. Für den Bediensteten fallen Ver-
setzung und Umzug regelmäßig zusammen mit ver-
stärkter dienstlicher Belastung, mit der fachlichen und 
sprachlichen Vorbereitung auf den neuen Dienstort 
und der Einarbeitung im neuen Umfeld und Arbeits-
gebiet. Die Hauptlast der Umzüge muß folglich vom 
Ehepartner getragen werden. 

Mit jedem Auslandsumzug muß sich der Bedienstete 
auf die klimatischen und Wohnverhältnisse des künf-
tigen Gastlandes einstellen, entsprechend Teile sei-
nes Hausstandes einlagern und/oder oft umfangrei-
che Neuanschaffungen vornehmen. Dabei muß er 
auch seiner Funktion im Gastland Rechnung tragen. 

Der Dienstherr muß im Zusammenhang mit dem Um-
zug des Bediensteten die für die vorbeugende Ge-
sundheitsfürsorge und die Sicherheit des Bedienste-
ten notwendigen Maßnahmen treffen. 

Aufgrund dieser Gesamtumstände muß der Dienst-
herr angemessene und vor allem administrativ einfach 
zu handhabende Bestimmungen zur Erstattung der 
Umzugskosten erlassen. Pauschalierungen sind im In-
teresse der Verwaltungsvereinfachung in größtmögli-
chem Umfang anzustreben. Pauschalsätze müssen so 
kostendeckend bemessen sein, daß sie tatsächlich in 
Anspruch genommen werden. 

Über die für angemessene Regelungen notwendigen 
auslandsspezifischen Informationen verfügt nur das 
Auswärtige Amt; seine Beamten — auch in der Zen-
trale — kennen die besonderen Probleme von Aus-
landsumzügen aus eigener Erfahrung. Regelungen 
und Richtlinien werden daher wirksam und zutreffend 
besser vom Auswärtigen Amt erlassen. 

Gleiches gilt für Auslandsdienstreisen. In vielen Län-
dern bestehen ein Hotelangebot und gastronomische 
Verhältnisse, die grundsätzlich von denen im Inland 
abweichen. In vielen Ländern fehlt es an zumutbaren 
Hotels angemessener Preisklasse. Bei der Verpfle-
gung bei Dienstreisen im Ausland muß auf die hygie-
nischen Verhältnisse und gesundheitliche Risiken ge-
achtet werden, was zwangsläufig ein Ausweichen in 
hohe Preiskategorien bedingt. 

Aus diesen Gründen ist auch für das Auslandsreiseko-
stenrecht umfassende Kenntnis der Verhältnisse in 
den jeweiligen Ländern erforderlich, über die das 
Auswärtige Amt verfügt, dem daher die Federführung 
zu übertragen ist. 

§ 11 — Wohnungsfürsorge 

Zu § 11 Abs. 1 

Eine angemessene Familienwohnung ist gerade im 
Ausland bei fremdem sozialem und kulturellem Um-
feld eine wesentliche Voraussetzung für die Zumut-
barkeit mehrjähriger Auslandseinsätze und die stän-
dige Versetzbarkeit der Beamten des Auswärtigen 
Dienstes. Eine Wohnung ist dann angemessen, wenn 
sie sowohl die Familienverhältnisse des Beamten und 
seine dienstlichen Aufgaben als auch die jewei ligen 
örtlichen Verhältnisse berücksichtigt. 

Dem Beamten wird zu seinen Wohnkosten ein Miet-
zuschuß gewährt. Diese Regelung knüpft an § 57 
BBesG an, stellt zugleich aber sicher, daß der Beamte 
im Ausland durch den von ihm zu entrichtenden Ei-
genteil an den Mietkosten nicht wesentlich höher be-
lastet wird als ein vergleichbarer Beamter im Inland. 
Eine solche Obergrenze der Eigenbeteiligung des Be- 
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amten ist angesichts der extrem hohen Mieten in eini-
gen Ländern geboten. 

Zu § 11 Abs. 2 

Dienstwohnungen werden vom Auswärtigen Amt er-
worben und/oder angemietet, wenn entweder eine 
andere Möglichkeit der Wohnraumbeschaffung nicht 
besteht, wie z. B. in Ländern ohne freien Wohnungs-
markt, oder keine Mietwohnungen angeboten wer-
den oder Dienstwohnungen eindeutig wirtschaftli-
cher sind als privat angemietete Wohnungen. Ein Be-
amter des Auswärtigen Dienstes kann im Ausland 
zum Bezug einer angemessenen Dienstwohnung an-
gewiesen werden. Ausstattung, Lage und Größe der 
Dienstwohnung sollen den für den Beamten maßgeb-
lichen besonderen Bedingungen am Dienstort ein-
schließlich der dienstlichen, klimatischen und sicher-
heitsmäßigen Verhältnisse sowie der Größe und den 
Belangen seiner Familie Rechnung tragen. Abwei-
chend von § 52 Satz 3 Bundeshaushaltsordnung legt 
das Auswärtige Amt im Benehmen mit dem Bundes-
minister der Finanzen die Grundsätze für Dienstwoh-
nungen im Ausland für Angehörige des Auswärtigen 
Dienstes fest. 

§ 12 — Besoldung und Zulagen 

Zu § 12 Abs. 1 

Alle Angehörigen des öffentlichen Dienstes im Aus-
land, auch deutsche Lehrer im Ausland, Beschäftigte 
des Goethe-Instituts und von Entwicklungshilfeorga-
nisationen erhalten einen Auslandszuschlag nach 
§ 55 BBesG. Dieser nach zwölf Zonenstufen gestaf-
felte Zuschlag soll die „aus den Besonderheiten des 
Dienstes und den Lebensbedingungen im Ausland 
folgenden besonderen materiellen und immateriellen 
Belastungen in der Lebensführung" ausgleichen. 

Die Auslandsbesoldung soll den Beamten im Ausland 
grundsätzlich so stellen, daß er seinen inländischen 
Lebensstandard aufrechterhalten kann. Der mate-
rielle Mehrbedarf zur Gewährleistung de Niveaus 
der inländischen Lebensführung muß voll ausgegli-
chen werden. Dabei ist angemessen zu berücksichti-
gen, daß sich unabhängig vom über die Jahre sub-
stantiell gestiegenen verfügbaren Einkommen des 
Bürgers in der Bundesrepublik Deutschland die ge-
samte Infrastruktur und insbesondere das Freizeitan-
gebot im Inland außerordentlich verbessert haben. 

Der Auslandszuschlag soll neben den materiellen be-
sonders auch die immateriellen Belastungen am Aus-
landsdienstort ausgleichen. Dabei ist zu gewährlei-
sten, daß den in vielen Ländern, besonders der Dritten 
Welt, ständig zunehmenden immateriellen Belastun-
gen wie steigende kriminelle Gefährdung, Einschrän-
kung der Bewegungsfreiheit und Verschlechterung 
der Umweltbedingungen Rechnung getragen wird. 
Die Ehepartner müssen die immateriellen Belastun-
gen, die Trennung vom Inland, die Schwierigkeiten 
einer fremdsprachigen Umgebung, die klimatischen 
Belastungen, gesundheitlichen Gefährdungen und 

Risiken hoher Kriminalität mindestens ebenso auf sich 
nehmen wie die Bediensteten selbst. Es ist daher 
wichtig, daß auch die den Ehepartner treffenden im-
materiellen Belastungen in angemessener Höhe in 
den Auslandszuschlag eingehen. 

Die Auslandsdienstorte werden vom Bundesminister 
des Auswärtigen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister der Finanzen nach Zonenstufen eingeteilt. 
(Auch Begründung zu Artikel 2 Abs. 4 der Schlußvor-
schriften.) 

Auf einen Teil ihrer Auslandsbezüge erhalten die Be-
diensteten einen Kaufkraftausgleich gemäß §§ 7 und 
54 BBesG. Der Kaufkraftausgleich soll ein reiner 
Preiskorrekturfaktor sein, der, ebenso wie die Festset-
zung des materiellen Mehrbedarfs im Rahmen des 
Auslandszuschlags, auf der Grundlage des Konsum-
verhaltens eines vergleichbaren Inlandsbeamten er-
rechnet werden muß. Dies ist schon deshalb geboten, 
weil das gesamte System der Auslandsbesoldung dar-
auf abzielt, dem Bediensteten im Ausland dieselbe 
Lebensführung wie im Inland zu ermöglichen. Falls im 
Ausland, z. B. wegen Versorgungsschwierigkeiten, 
gewisse, im Inland übliche Ausgaben nicht getätigt 
werden können, macht der Bedienstete aufgrund die

-

ser Zwangslage Ersparnisse, die ihm nicht durch eine 
Herabsetzung des Kaufkraftausgleichs aufgrund die-
ses (erzwungenen) örtlichen Konsumverhaltens wie-
der entzogen werden dürfen. 

Bislang ist für die Festsetzung des Kaufkraftaus-
gleichs der Bundesminister des Innern zuständig, der 
sich dafür der Preiserhebungen des Statistischen Bun-
desamtes bedient. Seit Jahren ist die Festsetzung des 
Kaufkraftausgleichs Gegenstand ständiger Ressort-
streitigkeiten, die sich vor allem daran entzünden, daß 
die Inlands-Bezugspreise, also die entscheidende Be-
rechnungsgröße, vom Statistischen Bundesamt ge-
heimgehalten werden. Dies ist ein schwerwiegender 
Verstoß gegen das Gebot der Transparenz der Besol-
dung. Der Bedienstete muß die Möglichkeit haben, 
seine Besoldung in allen Bestandteilen nachzuvollzie-
hen. Das Auswärtige Amt hat dem Bundesminister 
des Innern vielfältige Angebote unterbreitet, ein 
transparentes Preiserhebungssystem auch für das In-
land zu entwickeln, die nicht angenommen wurden. 

Es erscheint zur Gewährleistung transparenter und 
nachvollziehbarer Erhebungsmethoden sowie zur 
sachgemäßen Berücksichtigung der Verhältnisse im 
Ausland geboten, dem Auswärtigen Amt die Festset-
zung des Kaufkraftausgleichs zu übertragen. (Be-
gründung zu Artikel 2 Abs. 1 und 3 der Schlußvor-
schriften.) 

Gemäß § 7 BBesG kann der Kaufkraftausgleich auch 
negativ sein; es können also Abschläge auf die Aus-
landsbesoldung erhoben werden. Dieser negative 
Kaufkraftausgleich ist abzuschaffen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist neben der 
Schweiz das einzige Land, dessen Auslandsbesol-
dung einen negativen Kaufkraftausgleich kennt, wo-
bei allerdings die Schweiz ihre Beamten im Ausland 
unvergleichlich höher besoldet. Gegen Besoldungs-
abschläge bestehen erhebliche rechtliche Bedenken, 
da sie sich auch auf die vom Bediensteten zu versteu-
ernden Grundgehälter beziehen. Die bisherigen Ein- 
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sparungen durch den nega tiven Kaufkraftausgleich in 
Höhe von 2,5 bis 4,0 Mio. DM stehen in keinem Ver-
hältnis zur durch ihn ausgelösten Verärgerung und 
Verbitterung unter den Bediensteten. (Begründung 
zu Artikel 2 Abs. 1 der Schlußvorschriften.) 

Zu § 12 Abs. 2 

Von den Ehefrauen der Angehörigen des Auswärti-
gen Dienstes verfügen nach dem Stand von 1987 über 
90 % über eine abgeschlossene Berufsausbildung; 
87 % haben diesen Beruf auch ausgeübt. Beide An-
teile liegen erheblich über dem Bundesdurchschnitt. 
Dagegen sind — aufgrund der besonderen Verhält-
nisse im Auswärtigen Dienst, insbesondere der häufi-
gen Versetzungen — im Inland nur 20 % und im Aus-
land 9 % der Ehefrauen berufstätig. Im Inland sind im 
Bundesdurchschnitt 56,5 % der verheirateten Frauen 
berufstätig. Bei mit dem Auswärtigen Amt vergleich-
baren obersten Bundesbehörden dürfte dieser Pro-
zentsatz noch höher sein. De facto haben also die Ehe-
partner der Angehörigen des Auswärtigen Dienstes 
kaum eine Chance kontinuierlicher Berufsausübung, 
während das Familiendoppeleinkommen im Inland 
zunehmend zur Regel wird. Nach längeren Auslands-
aufenthalten ist die Rückkehr in den erlernten oder 
einen anderen Beruf praktisch unmög lich. 

Darüber hinaus haben die Ehepartner alle Belastun-
gen und Risiken des Auslandseinsatzes mitzutragen 
(vgl. Begründung zu § 9). 

Mit einem Ehepartnerzuschlag sollen nicht nur die in 
anderen Bereichen des öffentlichen Dienstes nicht an-
zutreffenden Belastungen der Ehepartner materiell 
zumindest teilweise ausgeglichen werden; vielmehr 
geht es auch um die Anerkennung eigener Leistun-
gen der Ehepartner für den Auswärtigen Dienst. 

Der hier als Ausgleich für die Leistungen vorgesehene 
Ehepartnerzuschlag in Höhe von 15 % der Auslands-
bezüge beträgt je nach Besoldungsgruppe des Beam-
ten und nach der Zonenstufe des Auslandsdienstortes 
zwischen ca. 800 DM und ca. 2 000 DM. Damit wer-
den in maßvollem und angemessenem Umfang die 
eigenen Beiträge der Ehepartner für den Gesamtauf-
trag des Auswärtigen Dienstes anerkannt. Durch eine 
Untergrenze bei der Besoldungsgruppe A 9 und eine 
Obergrenze bei der Besoldungsgruppe A 16 soll dem 
Gebot der sozialen Gerechtigkeit entsprochen wer-
den. 

Die für die Gewährung des Ehepartnerzuschlags im 
Ausland maßgeblichen Gründe gebieten auch eine 
zeitlich befristete Fortzahlung bei Rückversetzung ins 
Inland. Zum einen hat der Ehepartner die Hauptlast 
des dienstlich bedingten Umzugs und der Reintegra-
tion im Inland zu tragen. Zum anderen muß in zeitli-
cher Analogie zur Arbeitslosenunterstützung eine 
Förderung gewährt werden, bis der Ehepartner des 
Bediensteten nach dem Auslandseinsatz wieder eine 
eigene Berufstätigkeit gefunden hat. 

Zu § 12 Abs. 3 

Gute Kenntnisse von Englisch und Französisch sind 
Laufbahnvoraussetzungen für den Auswärtigen 
Dienst. Die Kenntnis weiterer Weltsprachen wie Spa-
nisch und insbesondere schwieriger Fremdsprachen 
wie Russisch, Arabisch, Chinesisch und Japanisch 
sind dringend erwünscht. 

Fehlende Kenntnisse der Landessprache beeinträchti-
gen die Funktionsfähigkeit des Auswärtigen Dienstes. 
Es wird daher von seinen Angehörigen erwartet, daß 
sie bei Antritt eines neuen Postens zusätzlich zur fach-
lichen Einarbeitung alle Anstrengungen zum Erwerb 
und zur Vervollkommnung der Kenntnisse der Lan-
dessprache unternehmen. 

Aus diesem Grunde werden in zahlreichen auswärti-
gen Diensten der Erwerb und die Erhaltung der erfor-
derlichen Sprachkenntnisse durch Zuschüsse und Zu-
lagen gefördert. Die 1926 im deutschen Auswärtigen 
Dienst eingeführten Sprachenzulagen sind seither im 
Inland in ihrer Höhe nicht angepaßt worden. Im Aus-
land wurden sie einmalig 1952 geringfügig erhöht. 

Die Kommission für die Reform des Auswärtigen 
Dienstes hatte gefordert, daß die Sprachenzulage wie-
der einen echten Anreiz zum Erlernen fremder Spra-
chen bilden soll. Der Erwerb von zusätzlichen Fremd-
sprachen ist mit beträchtlichen Anstrengungen und 
erheblichem Aufwand an Zeit und Kosten verbun-
den. 

Die Höhe der Sprachenzulage wird vom Auswärtigen 
Amt im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen festgelegt. 

§ 13 — Nichtentsandte Beschäftigte 

Zu § 13 Abs. 1 und 2 

Die Vergütung der deutschen nichtentsandten Ange-
stellten und Arbeiter wird durch den Bundes-Ange-
stellten-Tarifvertrag — BAT — vom 23. Februar 1961 
und den Manteltarifvertrag für Arbeiter des Bundes 
— MTB II — vom 27. Februar 1964 und ergänzende 
Tarifverträge geregelt (insbesondere der Tarifvertrag 
zur Regelung der Arbeitsbedingungen bei Auslands-
vertretungen der Bundesrepublik Deutschland be-
schäftigten deutschen nichtentsandten Angestellten 
(TV Ang Ausl) vom 28. September 1973 in der Fas-
sung des Änderungstarifvertrages Nr. 2 vom 1. De-
zember 1982 und der entsprechende Tarifvertrag für 
die deutschen nichtentsandten Arbeiter (TV Arb Ausl) 
vom 28. September 1973 in der Fassung des Ände-
rungstarifvertrages Nr. 2 vom 1. Dezember 1981). 

Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, daß es 
sich um deutsche Staatsangehörige handelt, die in 
den meisten Fä llen aufgrund ihrer Kenntnisse des 
Gastlandes, ihrer Sprachkenntnisse und langjährigen 
Erfahrungen für die Auslandsvertretungen unent-
behrlich sind. In einigen Ländern können Wechsel-
kursentwicklungen bzw. ein überdurchschnittliches 
Preis- und Lohnniveau dazu führen, daß die Vergü-
tungen der deutschen Ortskräfte unter denen für ver-
gleichbare Tätigkeiten im Gastland liegen. Dies hat 
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gelegentlich dazu geführt, daß diese Arbeitnehmer in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten gerieten. 

In einigen Fällen haben sie deshalb auf die deutsche 
Staatsangehörigkeit verzichtet und die Staatsangehö-
rigkeit des Gastlandes angenommen, um dann als 
ausländische Ortskräfte eine höhere ortsübliche Ver-
gütung erhalten zu können. Durch diese Rahmenvor-
schrift werden die Tarifvertragsparteien aufgerufen, 
einen Mindeststandard zur Vergütungshöhe einzu-
halten. 

Die deutschen nichtentsandten Arbeitnehmer erhal-
ten in der Regel Renten aus der deutschen Sozialver-
sicherung und der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL). Die auf DM-Basis gezahlten 
Renten reichen in manchen Ländern aufgrund der 
Wechselkursentwicklung oder des örtlichen Preisni-
veaus nicht aus, um im Alter einen Lebensstandard zu 
sichern, der vergleichbaren Rentenempfängern im In-
land möglich ist. 

Zu § 13 Abs. 3 

Die Arbeitsverträge für die nichtentsandten, nicht-
deutschen Arbeitnehmer haben sich am Arbeits- und 
Sozialrecht des Gastlandes zu orientieren. Ihre Vergü-
tung richtet sich nach der erbrachten Leistung und 
berücksichtigt Ortsrecht und Ortsüblichkeit. Schon 
bisher wird in den Arbeitsverträgen ein sozialer Min-
deststandard gewährleistet. Dazu gehörte insbeson-
dere die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, das Recht 
auf Urlaub und Beihilfen im Krankheitsfall. 

In vielen Ländern sind die Renten aus lokalen Alters-
versorgungseinrichtungen oder die von den Aus-
landsvertretungen auf der Grundlage von Ortsrecht 
oder Ortsüblichkeit beim Ausscheiden gezahlten Ab-
findungen völlig unzureichend. 

Dazu stellte die Kommission für die Reform des Aus-
wärtigen Dienstes 1971 fest: „Die Bundesrepublik 
Deutschland sollte dafür Sorge tragen, daß ihre lang-
jährigen Bediensteten nicht im Alter und bei Krank-
heit in Not geraten. Sie kann schlecht ihr leistungsfä-
higes Sozialsystem der Welt als Vorbild hinstellen, 
wenn sie gleichzeitig für ihre eigenen Bediensteten an 
Ort und Stelle nicht ausreichend sorgt. Die jetzige Pra-
xis, die, ohne Rechtsansprüche zu gewähren, ex-gra-
tia-Zahlungen ermöglicht, trägt dem berechtigten 
Wunsch langjährig bewährter Ortskräfte auf soziale 
Sicherung nicht ausreichend Rechnung. " 

Die Ortskräfte und ihre Hinterbliebenen werden auch 
heute noch auf Billigkeitsleistungen verwiesen. Unser 
Selbstverständnis und unser Ansehen im Ausland als 
sozialer Rechtsstaat verbieten es, daß unsere früheren 
Bediensteten — nach jahrzehntelanger verdienst-
voller Tätigkeit — im Alter Sozialhilfeempfänger wer-
den oder unter dem Existenzminimum leben müssen. 
Durch ergänzende Leistungen des Auswärtigen Amts 
soll diesen Beschäftigten im Alter eine regelmäßige 
Versorgung gesichert werden. 

§ 14 — Mitwirkung von Gewerkschaften 

Diese Bestimmung bekräftigt, daß die durch § 94 BBG 
den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften ein-
geräumten Beteiligungsrechte bei der Vorbereitung 
allgemeiner Regelungen der beamtenrechtlichen 
Verhältnisse auch für den Auswärtigen Dienst und die 
Regelung des Einsatzes im Ausland gelten. 

Zum Zweiten Teil — Schlußvorschriften 

(soweit nicht bereits in der Begründung — Besonderer 
Teil — erfolgt) 

I. Artikel 1 — Änderung des 
Bundesbeamtengesetzes 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 — Heimaturlaub 

Der Heimaturlaub ist ein wichtiges Instrument der 
beamtenrechtlichen Fürsorge als Ausgleich für den 
mehrjährigen Einsatz im Ausland, insbesondere in 
außereuropäischen Ländern, und für die mit der län-
gerfristigen Trennung von der Heimat verbundenen 
besonderen Belastungen. Zu diesen zählen insbeson-
dere die Unterbrechung der familiären und sozialen 
Beziehungen, die Herauslösung aus der gesellschaft-
lichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch-
land aber auch die Schwierigkeiten, die sich daraus 
ergeben, daß vielfältige p rivate und dienstliche Ange-
legenheiten ausschließlich schriftlich nur sehr auf-
wendig und unvollständig erledigt werden können. 

Schon die Kommission zur Reform des Auswärtigen 
Dienstes schlug 1971 vor, „die Bestimmungen so zu 
ändern, daß der Heimaturlaub in seiner grundsätzli-
chen Ausgestaltung dem Erholungsurlaub angegli-
chen wird" und meinte damals, „daß in nicht allzu 
ferner Zeit der jährliche Heimaturlaub möglich sein 
wird" . 

Zu einer umfassenden Reform des Auswärtigen 
Dienstes gehört eine Reform des Heimaturlaubs

-

rechts. Die Heimaturlaubsverordnung vom 10. Okto-
ber 1972 wird den heutigen Bedingungen nicht mehr 
gerecht, zumal die bisherigen Zuständigkeiten die er-
forderlichen flexiblen Anpassungen an veränderte 
Verhältnisse im Ausland verhindert haben. 

Die Zuständigkeit für den Erlaß der Heimaturlaubs-
verordnung als ein typischer Regelungsbereich des 
Auslandsdienstrechts wird dem Auswärtigen Amt 
übertragen. 

In einer Neufassung der HeimaturlaubsVO ist der 
jährliche Heimaturlaub an allen außereuropäischen 
Dienstorten vorzusehen. Der Heimaturlaub ist in Form 
von zusätzlichen Urlaubstagen, gestaffelt nach Entfer-
nung und Schwierigkeit der Dienstorte, auszugestal-
ten. Die Dispositionsbeschränkungen für den Erho-
lungsurlaub sind abzuschaffen. Die Besoldung wäh-
rend des Heimaturlaubs ist zu vereinfachen und so zu 
strukturieren, daß die Bediensteten den Heimaturlaub 
ohne größere finanzielle Einbußen wahrnehmen kön-
nen. Es liegt auch im dienstlichen Interesse, daß die 
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Bediensteten regelmäßig im Inland persönlichen Kon-
takt zum Auswärtigen Amt halten, sich der notwendi-
gen medizinischen Untersuchungen unterziehen und 
in zumutbarer Beziehung zu den Entwicklungen im 
Inland bleiben. Dafür sind auch Bediensteten an euro-
päischen Vertretungen zusätzliche Urlaubstage zu 
gewähren; Reisekostenzuschüsse sollten allerdings 
nur für europäische Dienstorte mit größerer Entfer-
nung vom Inland gezahlt werden. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 — Geltung des 
Bundesbeamtengesetzes 

Es bedarf der gesetzlichen Klarstellung, daß das Ge-
setz über den Auswärtigen Dienst dem Bundesbeam-
tengesetz als lex specialis vorgeht. 

II. Artikel 2 — Änderung des 
Bundesbesoldungsgesetzes 

1. Zu Artikel 2 Nr. 1 — Abschaffung der Abschläge 
beim Kaufkraftausgleich 

vgl. Begründung zu § 12 Abs. 1 

2. Zu Artikel 2 Nr. 2 — Anrechnung von 
Vordienstzeiten 

Unter Abweichung von der bisherigen Rechtslage be-
darf es durch Änderung von § 29 des BBesG einer 
Erweiterung der Anrechnungsmöglichkeiten von 
Vortätigkeiten im internationalen Bereich. Unabhän-
gig davon, daß formal das Bestehen der Laufbahnprü-
fung einzige Voraussetzung für den Eintritt in den 
Auswärtigen Dienst ist, hat das Auswärtige Amt be-
sonderes Interesse an solchen Bewerbern, die bereits 
internationale Erfahrung haben. Diese kann z. B. im 
Bereich der staatlich geförderten Entwicklungszu-
sammenarbeit, bei internationalen Organisationen 
oder in außenhandelsorientierten Unternehmen der 
Wirtschaft erworben worden sein. 

Gerade im Hinblick auf die Schaffung des europäi-
schen Binnenmarktes bemüht sich die deutsche Wirt-
schaft zunehmend um Nachwuchskräfte mit guten 
Sprachkenntnissen und Auslandserfahrung. Damit 
muß das Auswärtige Amt bei seiner Nachwuchswer-
bung konkurrieren. Das setzt voraus, daß für die Auf-
gabenerfüllung des Auswärtigen Dienstes wich tige 
Vortätigkeiten zumindest im selben Umfang wie bei 
anderen Bundesressorts auf die Dienstzeit angerech-
net werden können. 

3. Zu Artikel 2 Nr. 3 — Festsetzung des 
Kaufkraftausgleichs in 
Zuständigkeit des 
Auswärtigen Amtes 

vgl. Begründung zu § 12 Abs. 1 

4. Zu Artikel 2 Nr. 4 Buchstabe a 
— Zuständigkeit des 
Auswärtigen Amtes für die 
Zuteilung der Dienstorte zu 
den Zonenstufen des 
Auslandszuschlages 

vgl. Begründung zu § 12 Abs. 1 

5. Zu Artikel 2 Nr. 4 Buchstabe b — Krisenzulage 
gemäß § 55 
Abs. 6 BBesG 

Durch Änderung des § 55 Abs. 6 BBesG wird auf die 
bisherige Mitwirkung des Bundesministers des Innern 
als sachlich nicht geboten verzichtet. Die bisher ge-
setzlich festgelegte Obergrenze der Zulage mit 
750 DM wird beseitigt, um eine flexiblere Gestaltung 
der Zulage, insbesondere auch im Hinblick auf am 
Krisenort anwesende Ehepartner und Kinder, zu er-
möglichen. Das auch weiter notwendige Einverneh-
men mit dem Bundesminister der Finanzen gewähr-
leistet auch für die Zukunft maßvolle Regelungen. 

6. Zu Artikel 2 Nr. 5 — Heimaturlaubsbesoldung 

In Zukunft sollen wegen der angestrebten Anglei-
chung des Heimaturlaubs an den Erholungsurlaub die 
Auslandsdienstbezüge auch während des Heimatur-
laubs voll weitergezahlt werden. § 58 BBesG kann 
mithin entfallen. 

Notwendige zusätzliche Leistungen zur Abdeckung 
besonders hoher weiterlaufender fester Kosten am 
Dienstort während des Heimaturlaubs werden in der 
zu erlassenden novellierten Heimaturlaubsverord-
nung geregelt. Ergänzende Leistungen sind insbeson-
dere zur Abdeckung des Eigenanteils an der Miete 
und bei besonders hohen Mietneben- und Personal-
kosten erforderlich. 

7. Zu Artikel 2 Nr. 6 — Zulage für Kanzler an 
Großvertretungen 

Die Funktion des Verwaltungsleiters gehört — auch 
im Auswärtigen Dienst — traditionell zu den Aufga-
ben des gehobenen Dienstes. Die Verwaltungsleiter 
an den Auslandsvertretungen führen die Funktions-
bezeichnung „Kanzler". 

Nach der Geschäftsordnung für die Vertretungen der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland (GOV) sind 
die Kanzler nament lich für die Personalführung, -ver-
waltung und -fürsorge, für die Sach- und Liegen-
schaftsverwaltung, die Haushalts- und Finanzverwal- 
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tung, die Organisation, den Einsatz neuer Technolo-
gien, die Sicherheit und den Geheimschutz sowie für 
die Krisenvorsorge zuständig. 

In diesen für die Funktionsfähigkeit, die Arbeitsab-
läufe und -bedingungen sowie für das Arbeitsklima 
einer Auslandsvertretung lebenswichtigen Angele-
genheiten trifft der Kanzler die erste Entscheidung. Er 
ist dem Leiter der Auslandsvertretung unmittelbar 
verantwortlich und bekleidet damit die Stellung eines 
Referenten für den inneren Dienst. Nicht selten ist ihm 
mehr als die Hälfte des Personals unterstellt. Der 
Kanzler muß, oft mit politischem Instinkt und pro-
grammatischem Fingerspitzengefühl, zwischen den 
deutschen Interessen und den örtlichen Verhältnissen 
im Gastland einen Mittelweg finden, der sowohl der 
deutschen Rechts- und Haushaltsordnung sowie den 
überwiegend für Verhältnisse im Inland konzipierten 
Verwaltungsvorschriften als auch den tatsächlichen 
und rechtlichen Bedingungen im Gastland gerecht 
wird. 

Bei vielen Entscheidungen von großer Tragweite, z. B. 
auch für die Sicherheit der Bediensteten, trägt der 
Kanzler eine zentrale Verantwortung. 

Gerade im Hinblick auf die Besonderheiten und 
Schwierigkeiten, in denen sich die Tätigkeit des 
Kanzlers von den im Inland bekannten Verwaltungs-
aufgaben unterscheidet, wird die Leitung der Verwal-
tung einer Auslandsvertretung als herausforderndes 
Laufbahnziel der Beamten des gehobenen Auswärti-
gen Dienstes betrachtet. Von den insgesamt 
205 Dienstposten dieser Art sind daher zu Recht im 
Lauf der Jahre 105 mit A 13-Planstellen ausgestattet 
worden. Allerdings ging mit dem der allgemeinen 
Entwicklung folgenden Anwachsen dieser Zahl auch 
die Möglichkeit der Differenzierung durch materielle 
Heraushebung weitgehend verloren, zumal für 
schwierige und umfangreiche Sachbereiche in größe-
ren Auslandsvertretungen, z. B. Leitung von Sichtver-
merksstellen, inzwischen auch A 13-Sachbearbeiter 
eingesetzt werden. 

Aus der Zahl der mehr oder weniger vergleichbaren 
Kanzlerposten in allen Teilen der Welt hebt sich indes 
die der Kanzler an den großen Auslandsvertretungen 
(Washington, Paris, London, Moskau, Tokyo, War-
schau, Brüssel EG, Brüssel NATO, New York VN und 
Genf VN) deutlich heraus. An sie werden ganz beson-
dere Anforderungen gestellt. Sie verrichten ihre Ar-
beit an exponierten Orten, an den Schnittpunkten der 

Kraftlinien unserer Außenpolitik. Entsprechend groß 
ist ihre Verantwortung für die Funktionsfähigkeit ih-
rer Vertretungen und die in ihrer Zuständigkeit lie-
gende Logistik und Infrastruktur für die „große Poli-
tik" . Mängel und Disfunktion im Verwaltungsablauf 
können unmittelbaren politischen Schaden stiften. 

Diese Kanzler leiten die Verwaltung von Vertretun-
gen, deren Personal sich auf 100 bis 200 Mitarbeiter 
beläuft und in die fast alle Bundesressorts Beamte ent-
senden. Ihre Aufgaben sind denen des höheren Ma-
nagements zuzurechnen und praktisch mit den Funk-
tionen des Leiters der Abteilung Z eines kleineren 
„Ministeriums" zu vergleichen. 

Angesichts der weiter wachsenden Arbeitslast und 
der besonderen psychischen Inanspruchnahme ist es 
zunehmend schwierig, geeignete Beamte für diese 
Verwendung zu gewinnen. Der allein verbleibende 
immaterielle Anreiz der hervorgehobenen Position 
des Kanzlers muß an den genannten Vertretungen mit 
größtem persönlichem Einsatz, mit einer Überfülle an 
Arbeit und einem Höchstmaß an Verantwortung hart 
erkauft werden. 

Angesichts der herausragenden Verantwortung und 
der Wertigkeit der Funktion des Kanzlers an Großver-
tretungen wird ihnen eine Leistungs- und Funktions-
zulage bis zur Höhe des Endgrundgehalts der zweit-
höheren Besoldungsgruppe gewährt. Damit werden 
Kanzler an großen Auslandsvertretungen wie Beamte 
der Besoldungsgruppe A 15 besoldet, solange sie 
diese Funktion innehaben. Dies erscheint auch ange-
sichts der Besetzungsstruktur dieser Auslandsvertre-
tungen gerechtfertigt, deren Arbeitseinheiten ganz 
überwiegend von Beamten der Besoldungsgruppe 
A 16 geleitet werden. 

III. Artikel 3 — Änderung des Gesetzes über die 
Umzugskostenvergütung und das 
Trennungsgeld 

In der Begründung zu § 10 wurde die Notwendigkeit 
dargelegt, dem Auswärtigen Amt als dem sachnähe-
ren Ressort die Federführung für den Erlaß der Aus-
landsumzugskosten- und Auslandstrennungsgeldver-
ordnung zu übertragen. Dazu bedarf es der Änderung 
der entsprechenden Ermächtigungsvorschriften in 
den §§ 15 und 21 des Bundesumzugskostengeset-
zes. 
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Mehrkosten aufgrund eines Gesetzes über den Auswärtigen Dienst 
DM 

1. Mehrkosten, die unmittelbar mit Inkraft

-

treten des GAD jährlich entstehen: 

a) Einführung eines Ehepartnerzu

-

schlags in Höhe von 
15 % der Auslandsbesoldung 
(§ 12 Abs. 2 GAD-E) 	 26,0 Mio. 

b) Abschaffung des negativen Kauf-
kraftausgleichs 
(Schlußvorschriften Artikel 2 Abs. 1 
GAD-E) 	 3,5 Mio. 

Insgesamt: 29,5 Mio.  

2. Mehrkosten, die mittelbar aufgrund der 
Wahrnehmung der im GAD vorgesehe-
nen Ermächtigungen durch das Auswär-
tige Amt zum Erlaß von Rechtsverord-
nungen zu Verwaltungsrichtlinien ent-
stehen: 

a) Maßnahmen im Fürsorgebereich auf-
grund notwendiger Ergänzungen der 
Beihilferichtlinien für das Ausland 
(§ 8 GAD-E) 1,4 Mio. 

DM 

b) Novellierung der Auslandsumzugs

-

kosten- und Auslandstrennungsgeld-
verordnung 
(§ 10 GAD-E) 	 6,0 Mio. 

c) Novellierung der Heimaturlaubsver-
ordnung — 
Einführung des jährlichen Heimatur-
laubs 
(Schlußvorschriften Artikel 1 Nr. 1 
GAD-E) 	 3,5 Mio. 

d) Höhergruppierung der Zonenstufen 
des Auslandszuschlags von ca. 
40 Dienstorten 
(Schlußvorschriften Artikel 2 Nr. 3 
GAD-E) 	 2,5 Mio. 

e) Anpassung der seit 1926 unveränder

-

ten Sprachenzulage 
(§ 12 Abs. 3 GAD-E) 	 1,5 Mio. 

f) Verbesserung der Altersversorgung 
der Ortskräfte 
(§ 13 Abs. 3 GAD-E) 	 1,3 Mio. 

Insgesamt: 16,2 Mio.  






